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Liebe Mittelständlerinnen und Mittelständler,
liebe Leserinnen und Leser,

Margarete Reiser

Vorwort

die CDU steht mit 40 Prozent in den Um-
fragen der Meinungsforschungsinstitute 
sehr gut da, was den Politikern in Land 
und Bund, welche derzeit ein Mammut-
programm ableisten, zu Gute kommt. Je-
doch sind es nur noch wenige Tage, in de-
nen nichts Gravierendes passieren darf.
Es ist an der Zeit, deutlich zu sagen und 
spürbar zu machen, wer von den enor-
men Steuermehreinnahmen profitiert. 
Es gibt viele Felder, aber in erster Linie 
sollten unsere Familien und deren Kinder 
entlastet werden. Dies kann über eine 
Erhöhung des Kindergelds geschehen. 
Jungen Familien wäre sicher eine große 
Last von den Schultern genommen, wenn 
sie nicht nur jetzt billige Baukredite be-
kommen, sondern zusätzlich die Sicher-
heit, dass deren Zinsniveau auf Dauer der 
Abzahlung in etwa erhalten bleibt. Wenn 
Türken von ihrem Land zinslose Gelder 
bekommen, um in Deutschland Grund 
und Boden zu erwerben, sollte uns das zu 
denken geben.
In den Metropolen Deutschlands sind 
die Parallelgesellschaften deutlich sicht-
bar. Oft geht es nicht mehr darum, ob 
Integration stattfindet, sondern darum, 
ob diese überhaupt gewollt ist. Verfolgt 
man die politischen Aussagen des tür-
kischen Staatspräsidenten Erdogan, so 
kann man leicht den Eindruck gewinnen, 
als ob er durch Botschaften an seine in 
Deutschland lebenden Landsleute die-
se Integration nicht stattfinden lassen 
möchte. Deshalb ist es ihm auch so wich-

tig, in Deutschland aufzutreten. In die-
sem Zusammenhang kann und darf man 
kritisch die Frage nach der Sinnhaftigkeit 
des Doppelpasses stellen.
Die Schulbildung in Baden-Württem-
berg ist seit der Einführung der Gemein-
schaftsschule so schlecht wie nie, was 
nicht nur dem Mangel an Lehrkräften 
geschuldet ist, sondern oft auch an den 
Schülern selbst liegt, die mit unzurei-
chenden Deutschkenntnissen dem Un-
terricht oft nicht folgen können und von 
Haus aus nicht hinreichend unterstützt 
werden. Solange es wichtiger ist, dass 
das Kreuz im Klassenzimmer abgehängt 
oder bei der Entlass-Feier vom Gymna-
sium ein Kebab-Stand errichtet wird, an 
dem sich die muslimischen Kinder mit 
ihrem Imam treffen, welcher nur türkisch 
mit ihnen auf dem deutschem Schulhof 
spricht, kann Integration nicht gelingen. 
Ein anderes Thema betrifft die Überprü-
fung der Krankengelder und Renten, die 
in die Türkei fliesen.  Es bleibt kritisch zu 
hinterfragen, ob dem deutschen Staat 
immer und lückenlos alle Fakten zur 
Kenntnis gebracht werden, wenn sich 
an den persönlichen Situationen der Be-
zieher etwas ändert. Wer informiert die 
Deutsche Bunderentenversicherungsan-
stalt vom Ableben eines Rentners in der 
Türkei? Das alles hat nichts mit Frem-
denfeindlichkeit zu tun, sondern mit der 
Ehrlichkeit und der Redlichkeit unseren 
fleißigen Menschen, die sich Integration 
viel kosten lassen.

Ein immer heikles Thema sind die Ren-
ten: Die Politik muss sich hier vorhalten 
lassen, dass sie vor allem die Frauen in 
den alten Bundesländern, die keine Mög-
lichkeiten hatten, ihre Kinder in Krippe 
und Kita unterzubringen, benachteiligt. 
Ein richtiger und wichtiger Schritt wurde 
von der CDU/CSU-geführten Bundes-
regierung mit der Einführung der sog. 
„Mütterrente“ bereits getan, jedoch gilt 
es hier, weiterhin bestehende Benachtei-
ligungen für Eltern abzubauen.
Natürlich kämpfen auch wir um die Gunst 
der Wähler in unseren Reihen, denn wir 
sind es, die draußen bei den Wählerinnen 
und Wähler sind und die Stimmungen er-
fahren. Deshalb erheben wir auch immer 
wieder den Zeigefinger, damit wir Gehör 
finden in den Gremien der Politik, denn 
auch wir tun uns leichter mit einer bür-
gernahen CDU.

Margarete Reiser 
Stellv. Landesvorsitzende
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Kein „weiter so“!

Bundestagswahl – die heiße Phase des Wahl-
kampfes hat begonnen!

Sehr geehrte Damen und Herren,
es sind noch etwas mehr als drei Wo-
chen bis zur Bundestagswahl. Mit dem 
Fernsehduell zwischen Bundeskanzle-
rin Angela Merkel und dem SPD-Her-
ausforderer Martin Schulz am 3. Sep-
tember beginnt die ganz heiße Phase 
des Wahlkampfes. Trotz der guten 
Umfragewerte – eine schwarz-gelbe 
Mehrheit ist in greifbarer Nähe – müs-
sen wir bis zum Schluss um jede Stim-
me kämpfen.
Es ist trügerisch zu glauben, die Union 
hätte die Wahl schon gewonnen. Die 
Erfahrung zeigt, dass gerade in den 
letzten Wochen noch einiges passie-
ren kann und sicher geglaubte Mehr-
heiten verloren gehen können.
Ein wichtiger Punkt, warum wir bis 
zum Schluss kämpfen müssen, ist die 
Aussicht auf eine schwarz-gelbe Ko-
alition: Die letzte Legislaturperiode 
war vor allem dadurch geprägt, dass 
aus SPD-geführten Ministerien heraus 
viele sozialpolitische Wohltaten ver-
teilt wurden. Die Rente mit 63 steht 
als Pars pro Toto für die unverantwort-
liche Sozialstaatsromantik der SPD. 
Wider besseres Wissen über die de-
mografische Entwicklung, den zuneh-
menden Fachkräftemangel und den in 

ein paar Jahren absehbaren Anstieg 
der Rentenversicherungsbeiträge hat 
die SPD dies im Koalitionsvertrag fest-
schreiben lassen.
In der Großen Koalition mussten wir 
weitere Regelungen beschließen, die 
aus mittelstandspolitischer Perspek-
tive sehr kritisch zu bewerten sind. 

Angefangen bei den bürokratischen 
Vorschriften des Mindestlohns, der 
Mietpreisbremse über die Frauen-
quote, Einschränkungen bei der Zeit-
arbeit und bei Werkverträgen bis hin 
zum Entgelttransparenzgesetz haben 
SPD-geführte Ministerien Maßnah-
men auf den Weg gebracht, die wir 

Christian von Stetten MdB

Bundestagswahl 2017
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Aus den Kreisen & Bezirken

Margarete Reiser

Insolvenz-Kampf – Basel III – Zinsdelta

Ein Blick ins „echte Leben“ 
anhand dreier Beispiele
1. Insolvenzkampf
Vor kurzem hat mich ein Mittelständler 
um meine Hilfe gebeten, weil er mit sei-
ner Bank große Schwierigkeiten hatte.
Dieser MIT-ler hatte einen Gartenbaube-
trieb, stürzte unglücklich vom LKW, zog 
sich Knochenbrüche zu und während des 
achtwöchigen Krankenhausaufenthaltes 
zwei Herzinfarkte. Sein Sohn wollte den 
Betrieb weiterführen. Er schaffte neue 
Geräte an. Während des Krankenhaus-
aufenthaltes hat die Bank jedoch dem 
Sohn „den Geldhahn zugedreht“ und das 
Finanzamt sowie die AOK Insolvenz sei-
nes Betriebes angemeldet. Inzwischen 
hat der Sohn die Arbeit niedergelegt und 
den elterlichen Betrieb verlassen.

Die Lebensversicherung, an der noch 
zwei Jahre fehlten bis sie zur Ausschüt-
tung gekommen wäre, wurde von der 
Bank verkauft. Nun will die Bank auch das 
Haus, welches auf die Frau geschrieben 
ist (keine Gütertrennung) versteigern.

Die Restschuld am Haus beträgt 
125.000,00 EUR. Das Haus ist ca. 
150.000,00 EUR wert, wobei die Bank ein 
Gutachten über 450.000,00 EUR erstellt 
hatte. Die Bank ließ anschließend nichts 
mehr von sich hören, aber von damals bis 
heute ca. drei Jahre Zinsen auf das Haus 
aufgeschlagen, so dass der Betrag aktuell 
bei 250.000,00 EUR steht.

Also bin ich als SOS-Unterstützerin mit 
dem MIT-ler zur Hauptstelle seiner Bank 
gegangen, mit der er seit 40 Jahren in Ge-
schäftsbeziehung stand. Das Gespräch 
verlief äußerst kalt und arrogant. Die 
Aussage des Bankers: „In Deutschland ist 

noch niemand verhungert“ klingt 
mir heute noch in den Ohren. 

Wir schlugen der Bank einen 
Vergleich über 90.000,00 EUR 

vor, der ohne große Überlegung 
ausgeschlagen wurde. Eine trauri-

ge, aber wahr Geschichte.

2. Basel lll
Jüngst hatte der MIT Kreisverband Ra-

vensburg eine Podiumsdiskussion in 

einer Bank in Wangen im Allgäu. Hier 
fragte ich den Direktor der Bank, was im 
Rahmen von Basel III auf den Mittelstand 
zukommt. Antwort: ca. 500 Millionen. 
Ich denke, wir sollten uns hier mehr ein-
mischen und die Banken samt unserer 
Politiker zur Rede stellen. 

3. Überziehungszins grenzt  
an Sittenwidrigkeit
Gestern bekam ich schwarz auf weiß, 
dass eine Bank 17,5 % (!!) bei Überzie-
hung des Kontos erhebt. Wie bitte soll 
sich noch jemand bei diesen Konditio-
nen selbständig machen können und der 
Eigenkapitaldecke von 30 % oder einen 
Betrieb übernehmen? Wir Unternehmer 
waren früher einmal Kunden bei der Bank 
– auf gleicher Augenhöhe. Heute sind wir 
Bittsteller. Die verkaufen unsere Kredite 
und wir bezahlen die Zeche doppelt.
 Margarete Reiser, SOS Mittelständler in Not e.V.

 margarete.reiser@mit-wueho.de,  

 www.mit-wueho.de  ■

Für jeden Bedarf das richtige Äussere...

Leuze & Co. Kunststoffbeschichtungen GmbH & CO KG
Industriestr. 7, 71272 Renningen

Tel.: 07159/6981 FAX: 07159/17271
Email: leuze@leuze-co.de Internet: www.leuze-co.de

Für jeden Bedarf das richtige Äußere...
Leuze & Co. Kunststoffbeschichtungen GmbH & CO KG
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ohne die SPD nicht beschlossen hät-
ten. Bei diesen Regelungen lag der 
Schwerpunkt unserer Arbeit häufig 
darauf, Schlimmeres zu verhindern 
und die Einhaltung der Vorgaben des 
Koalitionsvertrages einzufordern. 
Dies ist uns in vielen Fällen durch das 
Zutun vor allem der baden-württem-
bergischen Abgeordneten gelungen.
Mit dem vom baden-württembergi-
schen Abgeordneten Dr. Wolfgang 
Schäuble geführten Finanzministeri-
um haben wir in dieser Legislaturpe-
riode keine Steuern erhöht und somit 
Wort gehalten. Zudem steht seit dem 
Jahr 2014 die sogenannte „Schwarze 
Null“. Das heißt, die Ausgaben des 
Bundeshaushalts bleiben unter den 
Einnahmen, sodass keine neuen Schul-
den gemacht worden sind. Eine his-
torische Leistung unseres Finanzmi-
nisters Dr. Wolfgang Schäuble, denn 
zuletzt gelang dies im Jahr 1969.
Insgesamt steht Deutschland wirt-
schaftspolitisch hervorragend da: 
Fast 44 Millionen Erwerbstätige, 31,7 
Millionen Menschen in sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsver-
hältnissen, eine Arbeitslosenquote 
von unter sechs Prozent und ein ste-
tiges Wirtschaftswachstum von zu-
letzt 1,9 Prozent sind das Ergebnis von 
zwölf Jahren unionsgeführter Bundes-
regierung.
In der nächsten Legislaturperiode 
wollen wir uns verstärkt darum küm-
mern, die Rahmenbedingungen für die 
Wirtschaft zu verbessern. Denn es gilt 
nach wie vor der Satz, dass man nur 
das verteilen kann, was man vorher 
auch erwirtschaftet hat. Wir wollen 
Wachstumsimpulse durch Steuer-
senkungen und den Abbau des Solis 
setzen, die Verkehrs- und die digita-
le Infrastruktur deutlich verbessern 
und den Anforderungen der digitalen 
Welt, etwa durch eine Flexibilisierung 
des Arbeitszeitgesetzes, Rechnung 
tragen. 
In dem von CDU und CSU Anfang Juli 
vorgestellten Regierungsprogramm 
ist klar aufgeführt: Am ausgegliche-
nen Bundeshaushalt soll festgehalten 
werden, Steuererhöhungen werden 
abgelehnt. Deutschland und Frank-
reich sollen gemeinsam eine Harmo-
nisierung der Körperschaftssteuern 

anstreben. Die Vermögensteuer wird 
ausgeschlossen und die Union will 
keine zusätzliche Belastung bei der 
Erbschaftsteuer, dafür jedoch eine 
degressive AfA für Neubauten (Miet-
wohnungen) und eine steuerliche För-
derung der energetischen Gebäudes-
anierung. 
Wir wollen Entlastungen im Bereich 
der Lohn- und Einkommensteuer im 
Volumen von rund 15 Milliarden Euro 
jährlich. Anders als die SPD sehen wir 
dabei keine stärkere Besteuerung von 
Gutverdienern vor. Der Spitzensteu-
ersatz soll erst ab einem zu versteu-
ernden Einkommen von 60.000 statt 
bisher 54.000 Euro greifen. Der Soli-
daritätszuschlag soll ab 2020 schritt-
weise wegfallen. Familien sollen be-
sonders entlastet werden, indem der 
steuerliche Kinderfreibetrag in zwei 
Stufen in den kommenden vier Jahren 
auf dem Niveau des Freibetrages von 
Erwachsenen erhöht werden soll.
Es soll einen „Masterplan“ Selbststän-
digkeit geben, um Gründungen von 
Unternehmen anzuregen. Zudem soll 
ein Meisterbonus eingeführt werden. 
Die Bedingungen für Wagniskapital 
sollen verbessert werden. Die Ausga-

ben für Forschung und Entwicklung 
sollen von derzeit drei Prozent der 
Wirtschaftsleistung auf 3,5 Prozent 
gesteigert werden. Das Schulgeld für 
die Ausbildung von Physiotherapeu-
ten und weiteren Heilberufen soll ab-
geschafft werden. Nach der Wahl soll 
eine Rentenkommission eingerichtet 
werden, die bis Ende 2019 Vorschläge 
für langfristige Reformen erarbeiten 
soll. Es soll weitere Verbesserungen 
bei der Flexi-Rente geben, also bei ei-
nem flexiblen Renteneintrittsalter.
Wir peilen den Bau von 1,5 Millionen 
Wohnungen in der nächsten Legisla-
turperiode an. Die Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren bei wichtigen 
Projekten sollen verkürzt werden. 
Geplant ist der flächendeckende Aus-
bau von Glasfasernetzen mit Über-
tragungsraten im Gigabit-Bereich bis 
2025, Schwerpunkt soll auf schnelle 
Anbindungen, etwa von Schulen, ge-
legt werden. Die Zuständigkeit soll 
künftig im Kanzleramt gebündelt wer-
den – mit einem „Staatsminister für 
Digitalpolitik“.
Solche Maßnahmen umzusetzen geht 
am besten mit einer bürgerlichen Re-
gierung – aber die Mehrheit für ein 

Bundestagswahl 2017
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solches Bündnis ist sehr wackelig.
Die MIT Baden-Württemberg mit ihren 
vielen Unternehmen, Betrieben und 
Freiberuflern spielt hier eine Schlüs-
selrolle: Sie sind Multiplikatoren in 
Ihren Betrieben mit Ihren Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern. Sprechen Sie 
mit Ihren Mitarbeitern und machen 
Sie deutlich, was rot-rot-grün für den 
Betrieb bedeuten würde. Überzeugen 
Sie Ihre Mitarbeiter, zur Wahl zu ge-
hen und mit beiden Stimmen CDU zu 
wählen. Denn jede Stimme zählt.
Der Parlamentskreis Mittelstand der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist vor-
bereitet, sollten CDU und CSU ande-
re Parteien zu Koalitionsgesprächen 
einladen. Von den derzeit 309 Abge-
ordneten unserer Fraktion engagieren 
sich 190 im Parlamentskreis Mittel-
stand (PKM) für die Belange kleinerer, 
mittlerer und familiengeführter Un-
ternehmen. 
Der PKM steht für markwirtschaftli-
che Lösungen und mündige Verbrau-

Bundestagswahl 2017

Die besten Verbindungen sind solche, die von Herzen kommen.  
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verwurzelt – und mit der Welt verbunden. www.lappkabel.de

love 
story
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cher statt staatlicher Bevormundung. 
Er steht für die Garantie der Privat- 
und Tarifautonomie, den Eigentums-
schutz, gelebte Subsidiarität, fairen 
Leistungswettbewerb sowie Chancen-
gerechtigkeit und Eigeninitiative an-
stelle übermäßiger staatlicher Regle-
mentierung und Umverteilung.
Ich hoffe, wir können nach dem 24. 

75365 Calw, Tel. 0 70 51/16 25-0
eMail: info@audax.de
www.sonnenschutz-folien.eu
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von AUDAX reduzieren Sie Ihre Energie-
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Raum bleibt.
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September unsere Positionen in einer 
unionsgeführten Bundesregierung 
verankern und danke allen Mitgliedern 
der MIT Baden-Württemberg für ihre 
Unterstützung in diesem Wahlkampf.

Christian von Stetten MdB, 

 christian.stetten@bundestag.de, 

 www.christian-stetten.de  
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Stabile Energiekosten

Erfolgreicher Wirtschafts-
standort braucht verlässliche 
Partner 

Deutschland geht es gut: Die Arbeitslo-
sigkeit hat sich seit 2005 halbiert. Zum 
ersten Mal seit über 40 Jahren kommt der 
Bund ohne neue Schulden aus. Zum vier-
ten Mal in Folge konnten wir einen aus-
geglichenen Haushalt vorlegen. Mit sei-
nen Ideen und dem großen persönlichen 
Einsatz ist unser engagierter Mittelstand 
der Grundstein für diese positive wirt-
schaftliche Entwicklung in Deutschland.
Wir dürfen uns jedoch nicht auf den Er-
folgen ausruhen. Die Herausforderungen 
sind zu groß. Das spüre ich in den vie-
len Gesprächen mit Mittelständlern aus 
meiner Heimat deutlich. Die Stärkung 
unseres Wirtschaftsstandorts und die 
Schaffung von verlässlichen Rahmenbe-
dingungen haben daher für uns oberste 
Priorität. 
Ein erfolgreicher Wirtschaftsstandort 
braucht eine leistungsfähige Infrastruk-
tur. Nach einer erfolgreichen Wahl wer-
den wir daher nicht nur weitere Rekord-
summen für Straßen und Schienen zur 
Verfügung stellen, sondern auch deren 
Bau deutlich beschleunigen, indem wir 
Planungsverfahren verkürzen. Mit der 
zunehmenden Digitalisierung gerade in 
der Industrie muss der Breitbandausbau 

noch schneller vorangehen. Daten müs-
sen in Echtzeit überall und für alle verfüg-
bar sein, auch im ländlichen Raum. Dazu 
haben wir uns das Ziel gesetzt, bis 2025 
Glasfasernetze flächendeckend auszu-
bauen. 
Leistung muss sich lohnen. Wir wollen, 
dass unsere Unternehmen weiterhin in-
vestieren und gute Arbeitsplätze schaf-
fen. Daher wird es mit uns keine Ver-
schärfung der Erbschaftsteuer und keine 
Wiedereinführung der Vermögenssteuer 
geben. Wir wollen vielmehr deutliche Er-
leichterungen auf den Weg bringen. Der 
Soli soll schrittweise abgebaut werden 
und wir sollten damit so früh wie möglich 
beginnen. Den Mittelstandsbauch wollen 
wir abflachen und den Kinderfreibetrag 
sowie das Kindergeld anheben. 
Ohne Innovation kein Wachstum und 
Wohlstand. Daher wollen wir die Aus-
gaben für Forschung und Entwicklung 
deutlich erhöhen und eine steuerliche 
Forschungsförderung in Höhe von 2 Milli-
arden Euro einführen. Das ist ein wichtiger 
Schritt, denn nur mit klugen Ideen bleiben 
wir auch zukünftig wirtschaftlich stark.
Verlässliche Rahmenbedingungen sind 
elementar für eine starke Wirtschaft. Das 

gilt insbesondere auch in der Energie- und 
Klimapolitik. Wir wollen die Strompreise 
weiter stabilisieren und Subventionen 
abbauen. Deutschland muss endlich den 
Spitzenplatz beim europäischen Strom-
preisvergleich verlassen. Beim Energie-
einsparen setzen wir klar auf Anreize und 
nicht auf Zwang, der unsere Wirtschaft 
zusätzlich belasten würde.
Nur eine starke CDU kann eine linkspo-
pulistische Regierung verhindern. Höhere 
Steuern, höhere Sozialabgaben, höhere 
Schulden und mehr staatliche Bevormun-
dung sind nicht nur Gift für den Mittel-
stand, sondern auch für Wohlstand und 
Wachstum. Deshalb gilt es, am 24. Septem-
ber die richtigen Weichen zu stellen.

Thomas Bareiß MdB,  

Thomas.Bareiss@bundestag.de,  

www.thomas-bareiss.de  

 Thomas Bareiß MdB
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Steuersenkungen  
für Unternehmer  
und Arbeitgeber

„Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben“ – so 
lautet der Leitspruch der CDU für die Bundestagswahl. Bei der 
Bundestagswahl am 24. September wollen wir stärkste Kraft 
werden, Angela Merkel soll Bundeskanzlerin bleiben und wir 
setzen auf eine Zusammensetzung des Bundestages, die uns die 
Umsetzung unserer Ziele ermöglicht.
Damit Deutschland weiterhin ein führendes Industrieland 
bleibt, dürfen wir uns nicht ausruhen. Mit unseren Konzepten 
für die kommenden Jahre wollen wir die Grundlage für eine wei-
terhin gute Entwicklung legen. Wir brauchen garantierte Sicher-
heit im Innern, gute Bildung, Stärkung von Familien und eine 
Finanz- und Wirtschaftspolitik, die Wachstum und Innovationen 
fördert. Neben Steuersenkungen für Arbeitnehmer will die Uni-
on auch Unternehmen entlasten. 
Unser Steuersystem soll einfacher und leistungsgerechter wer-
den. Der Mittelstandsbauch soll durch eine Abflachung des 
Steuertarifs wegfallen und somit besonders für geringe und 
mittlere Einkommen eine spürbare Entlastung schaffen. Wir 
fordern in gleicher Weise, den bisherigen Spitzensteuersatz erst 
später greifen zu lassen und den Solidaritätszuschlag ab 2020 
schrittweise abzuschaffen. Auch Familien wollen wir stärken, 
indem wir den Kinderfreibetrag und das Kindergeld erhöhen 
und zudem ein Baukindergeld einführen. Der Wohnungsbau soll 
durch verschiedene Maßnahmen intensiviert werden. Seriöses 
Haushalten ist uns dabei weiterhin wichtig: wir versprechen 
nicht das Blaue vom Himmel, sondern setzen die zu erwarten-
den Steuermehreinnahmen effektiv ein.
Neben Entlastungen geht es auch um zukunftsgerichtete In-
vestitionen. Der MIT war es immer ein besonderes Anliegen, 
dass unsere Infrastruktur endlich wieder unserem Land als füh-
render Wirtschaftsnation gerecht wird. Diesem Ansinnen ent-
spricht das Regierungsprogramm der Union. Eine leistungsfä-
hige und moderne Infrastruktur ist schließlich der Antrieb des 
wirtschaftlichen Fortschritts. Auch in den kommenden Jahren 
sollen ausreichend Mittel für Straße, Schiene und Wasserstraße 
zur Verfügung gestellt werden. Damit schneller gebaut werden 
kann, werden wir Planungsverfahren durch Entbürokratisie-
rung verkürzen. Beim Ausbau der digitalen Infrastruktur soll ein 
besonderer Schub erfolgen. Um die Mobilität der Zukunft ge-
stalten zu können, wollen wir gerade als Autoland die richtigen 
Rahmenbedingungen für alternative Antriebe und für das au-
tomatisierte Fahren schaffen. Damit und mit unseren weiteren 
Zukunftskonzepten zeigen wir, dass wir nicht nur für die kom-
mende Wahlperiode, sondern für die Jahre weit darüber hinaus 
die richtigen Ideen für eine gute Zukunft unseres Landes haben.

Steffen Bilger MdB,  

steffen.bilger.ma07@bundestag.de, www. steffen-bilger.de   

Steffen Bilger MdB
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Auszüge aus den Wahlprogrammen

Die Genossen vor der Wahl

Beim Durchforsten der Wahlprogramme 
von SPD, Grünen und Linken wird schnell 
klar, wo die Probleme in Deutschland lie-
gen und natürlich auch, wie sie zu lösen 
sind. Das Bild, das hier gezeichnet wird, 
macht eines deutlich: Deutschland ist ein 
ungerechtes Land und braucht deshalb 
dringend mehr Gerechtigkeit.
Gerechtigkeit ist natürlich ein fabelhaf-
ter Begriff für einen Wahlkampf, da er 
objektiv nur schwer zu erfassen ist und 
im Grunde ein rein subjektives Empfin-
den ausdrückt, also es scheinbar jedem 
zusteht, zu entscheiden, ob eine Sache 
gerecht ist oder nicht.

Gerechtigkeit für Deutschland
Das Gerechtigkeitsempfinden anderer 
Menschen dabei nachzuvollziehen, fällt 
nicht immer leicht. Ein Beispiel aus den 
Reihen der SPD gefällig? Als aus der CDU, 
und hier vor allem auch aus den Reihen 
der MIT, der Ruf nach Steuerentlastung 
und der Abschaffung des Mittelstands-
bauchs in der Steuerprogression aufkam, 
war die Reaktion hochrangiger SPD-Ge-
nossen schlicht nicht zu begreifen: Steue-
rentlastungen seien ungerecht, da dieje-
nigen, die keine Steuern bezahlen, davon 
nicht profitierten. Dies ist kein Treppen-
witz. Bei den Genossen fallen mal wieder 
all diejenigen unter den Tisch, die Leis-
tungen erbringen und auf ihre erbrachten 
Leistungen (zu hohe) Steuern zahlen – 

und damit erst ermöglichen, dass andere 
eben keine Steuern zahlen müssen.

Gerechtigkeit durch Umverteilung
Das allheilbringende Wundermittel gegen 
Ungerechtigkeit ist bei den Roten immer 
das eine: Umverteilung. Große Einkom-
men müssen höher besteuert werden. Das, 
was bei unseren lieben Genossen von der 
linken Seite zwischen jeder Zeile steht und 
bei jedem Interview mitschwingt, ist doch, 
dass große Einkommen gänzlich unmora-
lisch, in den allermeisten Fällen unrecht-
mäßig und immer zu Lasten der Kleinen 
erworben werden. Dass dabei heute schon 
die obersten fünf Prozent der Steuerpflich-
tigen 42 Prozent des Einkommenssteuer-
aufkommens in Deutschland tragen, fällt 
dabei wie üblich unter den Tisch. Noch 
dramatischer ist folgendes Zahlenverhält-
nis: Das obere Viertel der Einkommens-
steuerpflichtigen trägt drei Viertel des 
Einkommenssteueraufkommens. 
Da Gerechtigkeit, wie anfangs er-
wähnt, ein sehr subjektiver Begriff ist, 
überlasse ich es dem gebildeten Leser, 
hier selbst zu entscheiden, wie viel Ge-
rechtigkeit durch noch mehr Umver-
teilung geschaffen werden kann. Vor 
allem macht es wirklich keinen Sinn – 
wie die Genossen es fordern – die Leis-
tungserbringer nicht zu entlasten, weil 
die Leistungsempfänger davon nicht 
(noch mehr) profitieren.

Planwirtschaft 4.0 und goldene Kälber
Neben Umverteilung hängt der Genosse 
von 2017 leider auch immer noch an dem 
Instrumentarium, welches ihm das Hand-
buch eines guten Sozialisten gleich nach 
der Zerstörung von Privatvermögen als 
Nächstes anbietet, um die Welt wieder 
ein Stückchen mehr an den Abgrund zu 
führen: Planwirtschaft.
Ein Beispiel: der sogenannte „Dieselskan-
dal“. Man kann ja aus dem Dieselskandal so 
allerhand Schlüsse für die Zukunft ziehen, 
von einem sollte man aber gefälligst die 
Finger lassen: die Zukunft und damit den 
Markt der Automobilwirtschaft zu planen. 
Das Elektroauto als das Goldene Kalb unse-
rer Zeit dient vielen Genossen dazu, bisher 
bestehende Hemmnisse, denn auch sie wis-
sen im Grunde, dass Planwirtschaft bisher 
immer gescheitert ist, über Bord zu werfen. 
Bis 2030 am liebsten nur noch Elektroautos. 
Was ist mit der Brennstoffzellentechnolo-
gie? Was ist mit dem Preis solcher Modelle? 
Was ist mit der Infrastruktur, die dazu benö-
tigt wird? Was ist mit dem Lieferverkehr, et 
cetera? Sollte der Markt tatsächlich so ge-
plant werden, bleibt am Ende, wie immer, bei 
den Linken die Frage, wer das bezahlen soll. 
Denn da ja alles geplant wird, zahlt dies nicht 
der Markt, sondern der Bürger on top, doch 
das Portemonnaie des kleinen Mannes darf 
nicht zusätzlich belastet werden. Na, dann 
greifen wir doch mal wieder auf die Umver-
teilung zurück, so einfach ist die Welt. Und 
allen geht es gut und alle sind gleich. 

Daniel Hackenjos,  

hackenjos@mit-bw.de, www.mit-bw.de  

Daniel Hackenjos
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Politik darf nicht Wirtschaft spielen

Staatsbeteiligungen und  
Daseinsvorsorge

Am 24. September 2017 wählen wir 
den nächsten Bundestag als legislatives 
Staatsorgan. In einer modernen Demo-
kratie westlicher Prägung sind wir der 
Gewaltenteilung verpflichtet. Dies muss 
auch bei Interessenkollisionen zwischen 
Unternehmertum und Politik gelten. 
Freies Unternehmertum oder Planwirt-
schaft als Gegensätze sind grundsätzlich 
nicht zu vermengen.
Der Beteiligungsbericht 2016 spricht 
von 61 Unternehmensbeteiligungen. 
Volkswagen ist nur eines unter vielen 
Beteiligungen. Solange Brauerreibetrie-
be, Post und Telekom viel Dividenden 
ausschütten, ist nicht gleich alles in Ord-
nung, gerade hier muss bereits angesetzt 
werden. Der Staat hat sich aus Steuern 
und Abgaben zu finanzieren, sonst ge-
langt dieser recht schnell in eine Abhän-
gigkeit. Beispielhaft erhöhen staatliche 
Organe die Postgebühren und schütten 
den entstehenden Gewinn aus. Zur Si-
cherung der Einnahmen wird nicht selten 
der Wettbewerb ausgeschaltet oder kon-
kurrierenden Betrieben der Marktzutritt 
erschwert.

Doch in noch mehr Fällen erwirtschaften 
die Staatsbeteiligungen hohe Verluste, 
welche durch Steuereinahmen durch uns 
Bürger und den konkurrierenden Betrie-
ben paradoxerweise zu bezahlen sind. 
Beispiele sind hier HSH NORDBANK, 
Flughafen BER, Hapag-Lloyd und Com-
merzbank. Wenn einmal der Mut auf-
kommen sollte, eine Beteiligung zu ver-
kaufen, wird dies als nicht systemmöglich 
oder politisch nicht gewünscht abgesagt. 
Dann doch lieber Gelder weiter vertei-
len, Verluste verheimlichen und nicht 
aufdecken. Realisierte Gewinne müssen 
im Staatshaushalt aufgedeckt werden; 
nicht realisierte Gewinne bleiben nicht 
verbucht. Es wird im Haushaltsrecht 
kein Jahresabschluss nach Handelsrecht 
erstellt. Rückstellungen für Risiken und 
zukünftige Verpflichtungen sind unbe-
kannt.
Der erste Schritt lautet daher: keine Po-
litiker in Aufsichtsräten, keine Wechsel 
zwischen Politik und Wirtschaft bei glei-
chen Tätigkeitsbereichen. Nach der Wahl 
wird sich entscheiden, ob die Politik auch 
in diesem Bereich etwas von Gewalten-

teilung verstehen möchte. Ein Aufsichts-
rat muss Kenntnisse und Erfahrungen 
in der Branche besitzen, ein gewählter 
Politiker kann diese besitzen, muss es 
aber nicht. Daher ist eine gesonderte Ei-
genprüfung und zeitliche Verfügbarkeit 
des Politikkandidaten zu fordern. Keine 
Rücksicht bei fehlerhafter oder nicht 
erfolgter Kontrollfunktion in Aufsichts-
räten! Hier ist die Legislative im Rahmen 
der Gewaltenteilung gefordert.

Thomas Rapp,  

rapp@mit-bw.de,

 www.mit-bw.de  

Thomas Rapp
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MIT Karlsruhe

Unternehmerfrühstück von CDU und MIT 
mit dem MIT-Bundesvorsitzenden  
Dr. Carsten Linnemann

Zum Unternehmer-Frühstück am 2. 
August 2017 fanden sich um 9.00 
Uhr auf Einladung des Karlsruher 
CDU- Bundestagesabgeordneten 
Ingo Wellenreuther und der MIT 
Karlsruhe-Stadt gut 50 Besucher in 
den Räumen der aluplast GmbH auf 
der Breit ein. Bereits unmittelbar 
zuvor konnten sich der MIT-Bun-
desvorsitzende Dr. Carsten Lin-
nemann MdB, Ingo Wellenreuther 
MdB, die MIT-Kreisvorsitzende 
Inka Sarnow und die Leiterin der 
MIT-Landesgeschäftsstelle Ulla 
Müller-Eisenhardt in Begleitung 
der drei Familiengesellschafter 
Manfred Seitz, dem Firmengrün-
der, und seiner beiden Söhne Dirk 
und Patrick Seitz, die heute das Fa-
milienunternehmen leiten, von der 
Innovationskraft des 1982 gegrün-
deten Familienbetriebes überzeu-
gen. Die aluplast GmbH produziert 
Kunststoffprofile für Fenster und 
Türen. Das familiengeführte Un-
ternehmen beschäftigt rund 1.600 

Mitarbeiter, immer noch mit dem 
Schwerpunkt Deutschland, wo sich 
in Karlsruhe-Durlach direkt bei der 
Autobahnausfahrt Karlsruhe-Nord 
auch die Zentrale befindet. Heute 
verfügt aluplast über weltweit 24 
Produktions- und Vertriebsnieder-
lassungen, seit neuestem sind auch 
die USA mit einer Produktionsstät-
te vertreten. Wie so viele deutsche 
Mittelständler ist aluplast nicht nur 
international wettbewerbsfähig, 
sondern in seinem Bereich auch 
Technologie- und Innovationsfüh-
rer. Bereits zum zweiten Mal hat 
aluplast dieses Jahr den TOP100-
AWARD erhalten, womit es auch 
offiziell als eines der innovativsten 
Unternehmen in Deutschland aus-
gezeichnet wurde.
Bevor der MIT-Bundesvorsitzende 
Dr. Carsten Linneman zum Thema 
„Der deutsche Mittelstand im Wahl-
jahr - Quo vadis?“ sprach, begrüß-
te Ingo Wellenreuther die Anwe-
senden, darunter die Stadträte Dr. 

Rahsan Dogan und Dr. Albert Käuf-
lein, die Durlacher Ortsvorstehe-
rin Alexandra Ries, den Kreishand-
werksmeister Frank Zöller, von der 
zahlreich anwesenden MIT-Mitglie-
dern den Bezirksvorsitzenden Rolf 
Buttkus und die beiden Kreisvorsit-
zenden Inka Sarnow und Dr. Anemo-
ne Bippes, und dankte der Familie 
Seitz für ihre Gastfreundschaft und 
langjährige Unterstützung. Danach 
stellte er kurz den MIT-Bundesvor-
sitzende Dr. Linnemann vor, der als 
einer der politisch eigenständigsten 
Köpfe in der CDU/CSU-Fraktion gilt, 
was u. a. bei seiner Ablehnung der 
zusätzlichen Griechenlandhilfen im 
Eurorettungsprogramm, die - an-
ders als z. B. in Portugal - eben nicht 
auf Gegenleistungen beruhten, oder 
in seinem Beharren auf die Kontrolle 
und Personenerfassung bei der Ein-
reise zahlreicher Asylbewerber und 
Flüchtlinge im Herbst 2015, deut-
lich geworden war. Dr. Linnemann 
habe hier, wie auch bei dem Einsatz 
für den deutschen Mittelstand und 
die Leistungsfähigkeit der Sozialen 
Marktwirtschaft Steherqualitäten 
bewiesen. Ein Kompliment, dass 
dieser im Anschluss seinem Frakti-
onskollegen zurückgeben konnte.  
Auch Ingo Wellenreuther habe die 
Qualität, bei Gegenwind „Stand zu 
halten“. Oder wie es der Karlsruher 
MdB selbst formuliert: „Wir stehen 
zu unserer Meinung und bleiben 
mit dieser stehen, auch wenn es mal 
Gegenwind gibt.“ Dass beide auch 
als Verantwortliche für den SC Pa-
derborn bzw. den KSC das Auf und 
Ab sowie die damit unvermeidlich 
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verbundene Berichterstattung und 
Kritik auszuhalten haben, sei nur am 
Rande erwähnt.
Dr. Carsten Linnemann blickte in sei-
nem Vortrag zur Zukunft des deut-
schen Mittelstands zuerst einmal 
zurück. Die vergangenen vier Jah-
re waren für Mittelstandspolitiker 
nicht immer eine einfache Zeit, aber 
immerhin gab es gerade für die MIT 
einige politische Erfolge. So konnte 
bei der Erbschaftssteuer Schlimme-
res verhindert werden, schließlich 
kann hier ein Unternehmensüber-
gang gerade Familienbetriebe in 
ihrer Substanz gefährden. Im Lande 
der Weltmarktführer aus dem Mit-
telstand, den sogenannten hidden 
champions, ist dies eine letztlich 
oft aus populistischen Gründen, 
schlichtem Neid oder ökonomischer 
Kurzsichtigkeit verkannte Gefahr 
für die Konkurrenzfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft und damit 
letztlich für unseren Wohlstand und 
unsere Arbeitsplätze. Innovation 
kostet eben Geld und nur mit ihr 
bleiben Deutschlands Unternehmen 
stark, Unternehmen wie aluplast, 

über das der Geschäftsführer Pat-
rick Seitz. sagt, dass „Innovationen 
sozusagen zu unserer DNA gehö-
ren“. Dass auch in einem anderen 
Punkt persönliche Verantwortung 
gerade in familiengeführten Unter-
nehmen, die in längeren Perspek-
tiven als börsennotierte Konzerne 
denken, von Vorteil sein kann, un-
terstrich der Mittelstandspolitiker 
Linnemann mit dem Hinweis, dass es 
vielleicht kein Zufall ist, dass bei der 
augenblicklichen Dieselproblema-

tik  Familienunternehmen wie BMW 
und Continental nicht im Zentrum 
der Skandalgeschichten stehen.
Für Linnemann hat die Politik mit 
der Einführung der „Flexi-Rente“ 
auf Initiative der MIT ermöglicht, 
dass mehr rentenberechtigte Ar-
beiter freiwillig länger in ihrem Be-
ruf verbleiben können, statt in den 
Ruhestand wechseln zu müssen. 
Damit bleibt in Zeiten des Fach-
arbeitermangels dringend benö-
tigtes Know-how in den Betrieben 

(Von links:) Ulla Müller-Eisenhardt, Dr. Anemone Bippes, Dr. Carsten Linnemann MdB, Inka Sarnow, Rolf Buttkus, Simone-Maria Brunner
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erhalten. Überhaupt treten sowohl 
Linneman als auch Wellenreuther 
dafür ein, dass man den z. T. schon 
herrschenden Facharbeiterman-
gel offensiver angeht, was bei dem 
aluplast-Gesellschafter Dirk Seitz 
auf Zustimmung traf, ist dies doch 
eine der großen Herausforderun-
gen auch für sein Unternehmen. In 
diesem Zusammenhang wies Lin-
nemann darauf hin, dass Deutsch-
land und sein Bildungssystem in 
Gefahr geraten, eine seiner größ-
ten Stärken, das Duale Bildungs-
system einer an den Bedürfnissen 
der Wirtschaft vorbeigehenden 
Überakademisierung, ja einer Aka-
demikerschwemme, zu opfern. Eine 
Position, die auf viel Zustimmung 
traf, ebenso wie sein Hinweis, dass 
von allen im Bundestag vertretenen 
Parteien nur die Union sich gegen 
weitere Steuererhöhungen ausge-
sprochen hat.
In diesem Zusammenhang hob Lin-
nemann hervor, dass sich CDU und 
CSU darauf geeinigt haben, nach 
der Bundestagswahl zu prüfen, wie 
der Meisterbrief für weitere Be-
rufsbilder EU-konform eingeführt 
beziehungsweise wieder eingeführt 
werden kann. Auch ein „Meisterbo-
nus“, der den angehenden Meistern 
einen Teil ihrer Gebühren erstat-
tet, soll kommen. Die im Zuge der 
Handwerksreform 2004 für 53 Be-
rufe abgeschaffte Meisterpflicht 
hat dazu geführt, dass seitdem die 
Ausbildung in vielen dieser Bran-
chen, der MIT-Bundesvorsitzende 
nannte das Beispiel der Polsterer, 
regelrecht eingebrochen ist.
Für Carsten Linnemann liegt das 
größte Problem der augenblickli-
chen deutschen Politik darin, dass 
fast alle Parteien in Zeiten spru-
delnder Steuereinnahmen zusätz-
liche Sozialleistungen fordern und 
auch einführen. Leistungen, die 
in kommenden schlechten Zeiten 
weiter bestehen, während die Steu-
ereinnahmen dann zurückgehen, 
was sowohl die Staatsverschul-
dung als auch die Steuern weiter 
nach oben getrieben hat und noch 
weiter treibt. Nicht umsonst ist 
Deutschland für Alleinstehende 

und Bezieher mittlerer Einkommen 
inzwischen ein Hochsteuerland. 
Die Belastung für die hart arbei-
tende Mittelschicht, die eben nicht 
auf die Straße geht und wohl auch 
deswegen so oft überhört wird, wie 
Linnemann meint, war noch nie so 
groß wie heute. Nicht umsonst for-
dert die MIT, dass von den Steuer-
mehreinnahmen ein Drittel zurück 
an die Steuerzahler fließen muss, 
während je ein weiteres Drittel für 
Investitionen und den Schuldenab-
bau eingesetzt werden sollten. In 
der Tat kann man Linnemann kaum 
widersprechen, wenn er feststellt: 
„Wenn wir es nicht jetzt in Zeiten 
überbordender Steuereinnahmen 
schaffen, die Bürger zu entlasten – 
wann dann?“
Dass dazu auch gehört, Sozial-
ausgaben zielgerichtet zu vertei-
len, statt wie bisher allzu oft mit 
der Gießkanne, versteht sich von 
selbst. Deshalb sind auch die ange-
strebten Entlastungen im Wahlpro-
gramm von CDU und CSU, die sich 
auf rund 27 Milliarden Euro belau-
fen, richtig. Ein wichtiger Schwer-
punkt bildet die geplante Anhe-
bung des Kinderfreibetrags und die 
Erhöhung des Kindergeldes. Auch 
mit der angestrebten Abflachung 
des Steuertarifs im unteren und 
mittleren Bereich („Mittelstands-
bauch“) und dem späteren Greifen 
des Spitzensteuersatzes bei 60.000 
statt 54.000 Euro zu versteuern-
dem Einkommen, einer MIT-Forde-
rung, zielt das Wahlprogramm der 
Union in die richtige Richtung, so 
Linnemann, der unter zustimmen-
dem Nicken der drei Familienge-
sellschafter besonders hervorhob, 
dass damit nicht nur alle Steuer-
zahler spürbar entlastet werden, 
sondern eben gerade Facharbeiter 
und Durchschnittsverdiener, wie 
es sie auch bei aluplast in größerer 
Zahl gibt, endlich „steuerlich nicht 
mehr wie Spitzenverdiener behan-
delt werden.“
aluplast-Gründer Manfred Seitz, 
der sich bescheiden als „Früh-
stücksdirektor“ bezeichnete, mach-
te in der anschließenden Diskussion 
deutlich, dass die Energiekosten für 

deutsche Unternehmen gerade im 
Grenzgebiet zu Frankreich ein ech-
tes Problem sind, da ihre Höhe in 
Frankreich selbst teilweise nur die 
Hälfte von Deutschland beträgt. 
Hier muss die Politik gegensteuern, 
was Zustimmung bei Linnemann 
und Wellenreuther fand, die sich 
beide gegen die kostentreibende 
Energiewende aussprechen, eine 
Politik, die z. T. auch ökologisch 
widersinnig umgesetzt wird, wenn 
Windparks ohne ausreichende 
Möglichkeiten der Stromabnahme 
gebaut werden bzw. wurden, da 
immerhin die Regierung in der ab-
gelaufenen Legislaturperiode hier 
eine Änderung erreicht hat. Der 
MIT-Bundesvorsitzende machte 
aber darauf aufmerksam, dass eine 
wirkliche Korrektur in diesem Poli-
tikfeld wie auch bei der Steuerpo-
litik nur mit einer schwarz-gelben 
Koalition gelingen wird, weswegen 
sich der Einsatz in diesem Wahl-
kampf für die Union richtig lohne.
Abschließend bedankten sich Ingo 
Wellenreuther und die MIT-Kreisvor-
sitzende Inka Sarnow sowohl bei Dr. 
Carsten Linnemann für seinen Vor-
tag und die anschließende Diskussi-
on, als auch bei der Unternehmerfa-
milie Seitz für die Gastfreundschaft 
an diesem rundum gelungenen Un-
ternehmerfrühstück, bei dem trotz 
angekündigter Hitzewelle sogar das 
Wetter mitgespielt hat.

Inka Sarnow,  is@kanzlei-sarnow.de, 

www.mit-karlsruhe.de  

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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MIT-Hohenlohe

MIT-Veranstaltung „Bad Banks“  
im  „Schwarzen Hof“, Ingelfingen 

Auf Einladung von Uwe Siller, dem 
Vorstandsvorsitzenden der MIT-Ho-
henlohe, trafen sich am 18. Juli 2017 
zahlreiche interessierte Mitglieder 
bei tropischen Temperaturen im 
herrlichen Kühlen des „Schwarzen 
Hofes“ in Ingelfingen zur Vortrags-
veranstaltung „Bad Banks“. 
Die Raiffeisenbank Kocher-Jagst 
stellte den exzellenten Referenten, 
Eric Bringezu, der es in anschau-
licher Weise verstand, den anwe-
senden Mittelständlern das Thema 
kompetent zu erläutern. So erfuh-
ren die Teilnehmer, dass über eine 
Billion Euro innerhalb der EU an 
toxischen Papieren von systemrele-
vanten Banken in die sogenannten 
„Bad Banks“ ausgelagert sind. Diese 
Papiere werden mit einem enormen 
Abschlagswert gegen staatlich ga-
rantierte Papiere getauscht und ge-
handelt. Letztendlich haftet jedoch 
der Steuerzahler, wenn die Papiere 

nicht mehr verkäuflich oder handel-
bar sind. 
Nachdem zahlreiche Fragen der An-
wesenden beantwortet waren, lud 
die Raiffeisenbank zu Fingerfood 
und Getränken im Foyer, wo bei vie-
len Gesprächen in kleiner oder gro-
ßer Runde der Abend ausklang. 
Neuenstein, 25.07.17

Günther J. Schmöller, 

info@mit-hohenlohe.de,  

www.mit-hohenlohe.de  

Die Mitglieder der MIT-Hohenlohe beim angeregten Meinungsaustausch

Tel.: 07541 - 95 3 96 0  -  www.containerland.de
®

Mobile Räume nach Maß
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MIT Esslingen

Impulsreferat und Diskussion 
„Bezahlbar und gut?! Unser 
Gesundheitssystem auf dem 
Prüfstand“

Stadthalle Kirchheim, am 26.07.2017
Gefährden fehlende Ärzte die Grund-
versorgung? Wird die Finanzierungsba-
sis unseres Gesundheitswesens durch 
die demografische Entwicklung ge-
schwächt? Bedeutet medizinisch-tech-

nischer Fortschritt gleichzeitig Erhö
hung der Lebensqualität? Wohin 
entwickelt sich unser Gesundheitssys-
tem im Zuge der fortschreitenden Di-
gitalisierung und der Diskussion um die 
Einheitskrankenversicherung? Diese 
und andere Fragen standen im Vorder-
grund einer Diskussionsveranstaltung, 
zu der der Bundestagsabgeordnete 
Michael Hennrich (CDU) und die Mit-
telstandsvereinigung Kreisverband Ess-
lingen in die Stadthalle Kirchheim ein-
geladen hatten.
Einleitend ging Franz Pfeffer, stellvertre-
tender Vorsitzender der Mittelstandsver-
einigung, auf die Probleme ein, die immer 
wieder von Patientinnen und Patienten 
sowie den Gesundheitsberufen geschildert 
würden.
Danach beleuchtete Prof. Josef Hecken, 
Vorsitzender des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses, dem wichtigsten Entscheidungs-
organ der Selbstverwaltung im deutschen 
Gesundheitswesen, in einem sehr unterhalt-
samen Impulsvortrag die verschiedenen Fa-
cetten unseres Gesundheitssystems.

In der anschließenden Podiumsdiskussi-
on standen Dr. med. Werner Baumgärt-
ner – Vorsitzender MEDI Baden-Würt-
temberg e. V., Fritz Becker – Vorsitzender 
des Deutschen Apothekerverbandes, 
Prof. Dr. Hellmich – Rheumatologe, Kran-
kenhaus Nürtingen-Kirchheim/Teck, Dr. 
Christopher Herman – Vorstandsspre-
cher der AOK Baden-Württemberg sowie 
Prof. Dr. Torsten Lukaschewski – Vorsit-
zender der Kreisärzteschaft Nürtingen/
Kirchheim Rede und Antwort.
In der Diskussion bezogen die Teilneh-
mer u. a. Stellung zur Arzneimittelpolitik, 
zur Pharmaindustrie, zum Pflegemangel, 
zum Ärztemangel im ländlichen Raum, 
zur Entbürokratisierung im Gesundheits-
wesen und zum Vorwurf der Zwei-Klas-
sen-Medizin.
Einigkeit herrschte über den Wunsch 
nach mehr Patientenzeit sowie individu-
eller Betreuung und Zuwendung für den 
Patienten – und darüber, dass für eine 
mittel- bis langfristige Finanzierung des 
Systems die Versorgung strukturiert und 
rationaler gestaltet werden müsse.
Michael Hennrich MdB zog aus der ange-
regten Diskussion, an der sich auch das 
Publikum beteiligte, folgendes Fazit: „Für 
unser Gesundheitswesen gibt es nicht 
die eine Lösung. Es handelt sich hierbei 
um lernende Systeme und komplexe 
Themen, an deren Lösungen wir trotz di-
vergierender Positionen gemeinsam und 
ergebnisorientiert arbeiten müssen.“ Der 
Bundestagsabgeordnete betonte aber 
ausdrücklich, dass sich niemand Sorgen 
über die Zukunft des Gesundheitssys-
tems machen müsse.

Fabian Weible,  

michael.hennrich.ma05@bundestag.de,  

www.michael-hennrich.de  

„Full House“ beim Thema Gesundheitswesen

 (Von links) Marcus Müller, Ursula Scheerer, Erika 
Schlauch, Michael Hennrich MdB und Dr. Hartmut 
Benckert.

Wir fertigen Stanzteile und einbaufertige Baugruppen 

           Eigene Konstruktion und Werkzeugbau 

Thomas Waidner GmbH – www.Waidner-Stanztechnik.de 
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Diesmal hat der MIT-Kreisvorsitzende Eduard Freiheit die 
Stellvertretende Vorsitzende der CDU-Fraktion im Landtag 
von Baden-Württemberg, Nicole Razavi MdL, zur aktuellen 
Diskussion kurz vor der Bundestagswahl eingeladen.
Mehrmals wurden die Städte Ulm und Stuttgart bei der Dis-
kussion der Mittelständler im Kreis Göppingen miteinander 
verglichen.
Dabei schnitt Ulm im Bereich Verkehr und Technologie besser 
ab. Wolfgang Amann: „In Ulm habe ich mit Elektrofahrzeugen 
kein Problem, eine Tankstation zu finden. In Stuttgart ist das 
nicht so.“
Nicole Razavi MdL hatte auch den Eindruck, dass Stuttgart 
seit Jahren untätig bliebe, anstatt mit wissenschaftlichen In-
stituten ein Konzept für die Luftverbesserung in der Innen-
stadt zu erarbeiten. „Zu warten, bis ein Gerichtsurteil Druck 
schafft, genügt nicht.“ Auch andere Teilnehmer lobten das 
technologiefreundliche Verhalten der Ulmer Stadtführung.
Auch die Sicherheitspolitik und die Hamburger Krawalle fan-
den Eingang in die Diskussion. Die Teilnehmer waren sich dar-
in einig, dass SPD, Grüne und Linke endlich aufhören müssen, 
bei Gewaltexzessen auf dem linken Auge blind zu sein.

Eduard Freiheit  

info@freiheit-consulting.de,  

www.mit-kreis-gp.de  

Die Mitglieder des MIT-Kreisverbandes Göppingen mit der Stellv. Vorsitzenden 
der CDU-Landtagsfraktion, Frau Nicole Razavi MdL

Aus den Kreisen & Bezirken
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Am 26. April 2017 lud die Mittelstands-
vereinigung (MIT) des Kreisverbands 
Schwarzwald Baar seine Mitglieder und 
interessierte Zuhörer zu einer informati-
ven Unternehmenspräsentation und -be-
sichtigung in die neuen Räumlichkeiten 
der MS Powertrain Technologie GmbH 
(MS PTG) in Trossingen ein. 
Den Interessierten bot sich so die einma-
lige Gelegenheit, ihre Fragen aus unter-
schiedlichen Blickwinkeln zu beleuchten.
Diese Veranstaltung war Auftakt des 
neuen Geschäftsjahres des MIT-Kreisver-
bands Schwarzwald Baar. 
Eingangs bedankte sich der Vorsitzende 
der MIT, Rainer Christel, bei seinem Tros-
singer Gastgeber, der an diesem Abend 
durch den Vorstand der MS Industrie 
AG, Armin Distel, sowie den Geschäfts-
führer der MS PTG, Wolfgang Bieber, mit 
seinem Vertriebsleiter, Johann Bertsche, 
vertreten war.
Der hochmoderne und unter Berück-
sichtigung der neuesten Erkenntnisse 

in Umweltschutz und Energiemanage-
ment nachhaltig entwickelte Neubau am 
Standort Trossingen bietet eine Nutzflä-
che von circa 18.000 Quadratmetern und 
wurde 2016 vollständig abgeschlossen. 
Das Investitionsvolumen betrug circa 30 
Millionen Euro. 
Die MS Industrie AG München ist die 
börsennotierte Holding einer fokus-
sierten Industriegruppe (MS) mit zwei 
strategischen Kernbereichen – der An-
triebstechnik („Powertrain“) und der 
Ultraschalltechnik („Ultrasonic“). An 
insgesamt acht Produktionsstandorten 
weltweit, davon vier in Deutschland so-
wie jeweils ein Standort in den USA, Chi-
na, Brasilien und Bulgarien, beschäftigt 
MS rund 1.100 fest angestellte Mitarbei-
ter. Die Firmengruppe erwirtschaftete im 
Geschäftsjahr 2016 einen Industrieum-
satz in Höhe von 237 Millionen Euro. 
Den interessierten Zuhörern wurden die 
Geschäftsfelder nicht nur theoretisch 
präsentiert. Im Rahmen einer Betriebs-

b e s i c h t i g u n g 
konnte sich jeder 
Teilnehmer vom 
enormen Ferti-
gungs-Know-how 
des Unterneh-
mens überzeu-
gen. 
Insbesondere die 
Position als Sing-
le-Source-Sup-
plier für den 
Ventiltrieb des 
„Daimler-Welt-

motors“ und die damit verbundene 
hochpräzise Fertigung mit Form- und La-
getoleranzen von weniger als 15/1.000 
auf 1.100 Millimeter in verschiedensten 
Bearbeitungsverfahren, brachte das Au-
ditorium zum Staunen.  
So gewann MS in der Vergangen-
heit zahlreiche Auszeichnungen und 
Awards. Zwischen 2011 und 2016 wur-
de MS sechs Jahre in Folge als eines der 
100 innovativsten KMUs in Deutschland 
mit dem Top-100-Siegel ausgezeichnet. 
Den Rolls-Royce-Supplier-Award erhielt 
MS als bester Fertigteile-Lieferant aus 
mehr als 1.500 Zulieferern in den Jahren 
2011, 2012 und 2014. 
Was bedeutet die Elektromobilität für 
Anbieter wie MS?
Diese Frage aus dem Kreise der MIT 
wurde von Herrn Bieber ausführlich be-
antwortet. 
Klar erscheint: Die Anbieter klassi-
scher Antriebslösungen, die auf fos-
silen Energieträgern basieren, stehen 
vor enormen Herausforderungen. Das 
Energiekonzept der Zukunft ist ohne 
Elektromobilität nicht denkbar. MS ist 
für die neuen Herausforderungen gut 
gerüstet. 
Abgerundet wurde der Abend durch ein 
„zünftiges Vesper“, zu dem der Gastge-
ber die interessierten und begeisterten 
Mitglieder der Mittelstandsvereinigung 
einlud. 

Markus Jäckle,  

markus.jaeckle@jaeckle.biz,  

MIT Schwarzwald-Baar  

MIT Schwarzwald-Baar zu Gast bei MS Powertrain Spaichingen

Aus den Kreisen & Bezirken

AMMA Fördertechnik
Erfolg fördern

Schützenstraße 12-14
74842 Billigheim-Allfeld
www.amma-online.de

MIT Schwarzwald-Baar

Firmenbesichtigung der MS Powertrain  
Technologie GmbH, Tochterfirma der  
MS Industrie AG  
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MIT Sigmaringen

Hauptver-
sammlung 
umrahmt von 
einer Wein-
probe

Die MIT, Mittelstands- und Wirtschafts-
vereinigung der CDU/CSU,    Kreisver-
band Sigmaringen veranstaltete ihre 
Hauptversammlung, begleitet von einer 
Weinprobe im Weinhaus Nell. 
Die Kreisvorsitzende und stellvertre-
tende Landesvorsitzende Margarete 
Reiser konnte neben dem Gastgeber, 
Geschäftsführer Rolf Tiebach vom 
Weinhaus Nell, der auch stellvertre-
tender Vorsitzender des HGV ist, ne-
ben den Mitgliedern viele Gäste und 
Interessierte begrüßen. Als Gastredner 
kam Thomas Bareiß MdB. Als Bundes-
tagsabgeordneter seines Wahlkreises 
Sigmaringen/Zollern-Alb berichtete er 
über seine politische Arbeit und über 
seine Tätigkeit als Energiebeauftragter 
der Bundesregierung und beantworte-
te Diskussionsfragen. Selbst Mitglied 
der MIT und Mitglied des Parlaments-
kreises Mittelstand verwies er auf die 

MIT, die mit ihren über 25.000 Mitglie-
dern der stärkste und einflussreichste 
parteipolitische Wirtschaftsverband in 
Deutschland sei.
Neben Steuererleichterungen, dem Ab-
bau der kalten Progression und Weg-
fall des Solidaritätszuschlags steht vor 
allem auch der Bürokratie-Abbau, der 
zu übermäßigen Kosten führt, auf dem 
Programm. Schnellere Verkehrsverbin-
dungen und Infrastrukturen, wozu auch 
digitale Netze zählen, sind die wichtigs-
te Notwendigkeit für die wirtschaftli-
che und konkurrenzfähige Tätigkeit der 

mittelständischen Betriebe. Nach den 
HV-Regularien, Tätigkeits- und Kassen-
berichten, Entlastung des Vorstandes – 
Wahlen waren keine vorgesehen, da die 
Wahlperiode zwei Jahre läuft und somit 
erst wieder im Folgejahr vorgesehen 
ist – kredenzte Rolf Tiebach Weine aus 
verschiedenen Anbaugebieten und prä-
sentierte sie mit entsprechenden Erläu-
terungen eines Sommeliers.

Adolf Knoll,  

adolf-knoll@t-online.de, 

MIT Sigmaringen  

(Von links) Thomas Bareiß MdB, Margarete Reiser, Rolf Tiebach

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Alb-Donau/Ulm

Wenn wir jetzt nichts tun, haben wir das Ren-
nen verloren – die mittelständische Wirt-
schaft muss die Chancen der Digitalisierung 
jetzt anpacken

Ulm – Am Mittwoch, den 12. Juli 2017 lud der MIT-Kreis Alb-Do-
nau/Ulm ein zur Mitgliederversammlung mit einer hochkarätigen 
Podiumsdiskussion zu den Chancen und Risiken der Digitalisierung.
Es begrüßte die zahlreichen Teilnehmer der Kreisvorsitzende der 
MIT Alb/Donau, Stephan Werhahn. Im Podium war eine sehr sach-
verständige Auswahl von Unternehmern und Politikern vertreten: 
der Geschäftsführer von Voith Digital Solutions, Dr. Roland Münch, 
Prof. Daniel Schallmo von der Hochschule Ulm und Mitglied im 
Landes-Digital-Arbeitskreis der MIT, Christian Geiger, Digitalbe-
auftragter der Stadt Ulm, Daniel Hackenjos, Landesvorsitzender 
der MIT und Oliver Zander, Vorsitzender des Landes-Digital-AK 
der MIT, selbst Unternehmer in Sindelfingen bei Stuttgart. 
Zunächst stellte Stephan Werhahn im Bericht des Vorstandes 
2016/17 kurz die MIT-Aktivitäten im Kreis Alb-Donau/Ulm dar, 
u. a. eine Diskussion über „Familie und Beruf“ bei der Firma Beurer 
sowie „Engagement für Nachhaltigkeit – ökologisch und ökono-
misch“ mit dem Film „Tomorrow“.  Es wurde gestern unter Leitung 
von Manfred Lehner und Wolfgang Lentz ein eigener MIT-Arbeits-
kreis zum Thema „Landwirtschaft und Energie“ gegründet. Nach 
einer Klausurtagung des Vorstandes wurde beschlossen, vermehrt 
als „MIT-vor-Ort“ zu den Unternehmen zu gehen, um deren Prob-
leme und Sorgen direkt und ungefiltert abzuholen.

Dann begannen die äußerst sachverständigen Impulsstatements 
der Experten zu den Herausforderungen und Chancen der Digita-
lisierung. Daniel Hackenjos betonte die enge Zusammenarbeit mit 
dem „Innen- und Digitalminister“ Thomas Strobl (CDU), stellver-
tretender Ministerpräsident Baden-Württembergs. Oliver Zander 
stellte fest, dass auch hier der Staat gewisse Rahmenregeln setzen 
müsse, um Monopolbildungen und Cyberattacken zu verhindern.
Dr. Roland Münch berichtete sehr eindrucksvoll von seinen positi-
ven Erfahrungen mit der US-amerikanischen Herangehensweise, 
zuerst neue Geschäftsmodelle zu entwickeln und sich erst dann 
um die Technik zu kümmern. „Der deutsche Ingenieur macht es 
genau umgekehrt. Die Amerikaner reden vom Internet of Things 
– wir stellen die Dinge her.“
Prof. Daniel Schallmo meinte, „alles, was digital transformiert wer-
den kann, wird digital transformiert werden.“ Christian Geiger sag-
te, mit der Digitalisierung werden im Mittelstand die Karten neu 
gemischt. „Wichtigste Ressource ist der Zugang zur Bildung. Digi-
talisierung ist die Chance für den ländlichen Raum. Wenn wir jetzt 
nichts tun, haben wir das Rennen verloren.“ Horst Wiedenmann 
vom MIT-Kreisvorstand betonte die wichtige Rolle der Mitarbeiter 
und Menschen beim Digitalisierungsprozess. Darin liegt – neben 
der Schnelligkeit – die Stärke des Mittelstandes gegenüber den 
großen Unternehmen.
Insgesamt brachten die informativen und praxisorientierten Beiträ-
ge ein gutes Bild von den Herausforderungen und Chancen, die in 
der aktuellen Digitalentwicklung liegen. Durch die anregende Dis-
kussion führte der Ulmer MIT-Vorsitzende Stephan Werhahn, der 
alle zu einer Teilnahme an der Diskussion animierte, „um vonein-
ander zu lernen.“ Der Abend klang aus in anhaltend lebhaften und 
angeregten Gesprächen mit den Podiumsteilnehmern und mitein-
ander.

Stephan Werhahn, stephan@werhahn-anwalt.de, mit-alb-donau-ulm.de  

Durch die anregende Digitalisierungs-Diskussion führte der Ulmer MIT-Vorsit-
zende Stephan Werhahn
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MIT Waldshut

Von der digitalen Diaspora zur Internet-City

Daseinsvorsorge richtig  
verstanden

Hohentengen am Hochrhein. Wenn 
Staatsbetriebe – wie so oft – ihren öffent-
lichen Auftrag ignorieren, sich hinter be-
triebswirtschaftlichem Denken verschan-
zen, gibt es für eine Kommune, noch dazu 
im ländlichen Raum, nur die Entscheidung 
zwischen Resignation oder der Bürger-
meister zeigt Mut und Weitsicht. 
Man könnte meinen, es sei die „Geschich-
te eines wahr gewordenen Märchens“. 
Doch es ist „das Werk eines bodenständi-
gen, weitsichtigen und verantwortungs-
bewussten Bürgermeisters“, was die 
Mitglieder des MIT-Landesvorstandes 
Baden-Württemberg, des MIT-Bezirks-
vorstandes Südbaden und des MIT-Kreis-
verbandes Waldshut, an einem Samstag 
von Bürgermeister Martin Benz in Ho-
hentengen präsentiert bekamen.
Die Post weigerte sich 1988, in Hohenten-
gen TV-Kabel zu verlegen. Die Gemeinde 
beauftragte einen Privaten damit. 1992 
waren rund 60 Prozent der Haushalte am 
TV-Breitbandkabelnetz angeschlossen. 
Es folgten 15 Jahre Stillstand. Bis 2007 
gab es in der Gemeinde weder einen wei-
teren Ausbau des TV-Kabelnetzes noch 
Investitionen in das Telefonnetz. DSL war 
in unerreichbarer Ferne. 
Die Bürger waren enttäuscht, fühlten 
sich von moderner Kommunikationsinf-
rastruktur abgeschnitten und bei Bürger-
meister Martin Benz war das berühmte 
Maß voll. Eine 2007 durch führende An-
bieter – insgesamt sieben unterschiedli-
che Anbieter – durchgeführte Marktana-
lyse zeigte keine Ergebnisse und keine 
Lösungen. 
Martin Benz kniete sich in die Materie 
hinein, machte sich sachkundig, plante, 
rechnete, erstellte ein klares Konzept 
und schlug seinem Gemeinderat vor, es 
als Gemeinde selbst auszuführen. Un-
geklärte Rechtsfragen waren für Martin 
Benz kein Hindernis, sondern Ansporn. 
Sein Ziel: möglichst schnell allen Bürgern 

– auch dem entlegensten Aussiedlerhof – 
und Unternehmen zügig schnelles Inter-
net zu bieten, da dies der Standortfaktor 
Nummer eins, sowohl für Unternehmen 
als auch für die Bürger, ist. Für ihn war 
und ist ganz entscheidend, dass der An-
schluss nicht nur auf jedes Grundstück, 
sondern in jede Wohnung gelegt wird. 
Dem Gemeinderat hat er den Aufbau 
eines Glasfasernetzes, da nur dieses 
das Netz triple-play-fähig und damit zu-
kunftsfähig macht, vorgeschlagen. Der 
Rat hatte Vertrauen in seinen Bürger-
meister und entschied sich, auf dessen 
Empfehlung, Mitte 2008 zur Durchfüh-
rung der Glasfasertechnik in Eigenregie. 
In Herrn Nauroth fand er einen technisch 
sehr versierten Fachmann, den die Reali-
sierung genauso brennend interessierte. 
Bereits im November 2008 wurde die 
Backbone-Trasse durch den Hauptort 
Hohentengen verlegt. 
Auf die EU-weite Ausschreibung des 
Betreibers hatte nur die für den Notfall 
gegründete eigene GmbH ein Angebot 
abgegeben. Danach ging es in Windesei-
le voran. Möglich war dies nach Aussagen 
von Martin Benz nur deshalb, weil er die 
regionalen mittelständischen Betriebe 
mit einband und es nur mit ihnen durch-
führte. Eigenleistungen der Hausbesitzer 
waren sogar erwünscht. Jeder Hausbe-
sitzer, der den Anschluss von der Grund-
stücksgrenze in die Wohnung selbst leg-
te, erhielt das Glasfaserkabel für diesen 
Bereich gratis zur Verfügung gestellt. 
Ländergrenzen waren kein Hindernis, 
sondern sah man als Chance. Das Ho-
hentengener Glaserfasernetz ist direkt 
am Anschlussknoten Zürich/Schweiz an-
geschlossen, die Zukunft damit auf Jahr-
zehnte gesichert.
Im Frühjahr 2009 wurde der Zuschuss-
antrag gestellt, die Förderung mit 2,25 
Millionen Euro zugesagt. Nur – die Mittel 
wollten und wollten nicht fließen. Grund 

war die Beschwerde eines Funkanbieters. 
Das war Martin Benz dann doch des Gu-
ten zu viel. Dem Gemeinderat schlug er 
vor und der beschließt, das Projekt auch 
ohne Förderung zu realisieren. 
Im November 2009 ging der erste Kunde 
ins Netz, 2015 wurde die flächendecken-
de Versorgung mit 100 Prozent erreicht. 
Auch der Kuhstall des am weitesten ent-
fernten Aussiedlerhofes verfügt jetzt 
über einen Glasfaseranschluss. 
Normalerweise sind wir Mittelständler 
sehr und zu recht kritisch im Umgang mit 
unternehmerischen Tätigkeiten von Kom-
munen. Besonders dann, wenn es uns 
noch unter dem Deckmantel der Daseins-
vorsorge „verkauft“ wird bzw. werden soll. 
Doch was uns da vorgetragen und in der 
Realisierung gezeigt wurde, hat uns nicht 
nur überzeugt, sondern wir waren regel-
recht begeistert, wie hier ein Bürgermeis-
ter Daseinsvorsorge richtig und weitsich-
tig verstanden, richtig und mutig reagiert 
und alles konsequent umgesetzt hat. Dass 
es sich für die Gemeinde auch finanziell 
rechnet, davon war Bürgermeister Martin 
Benz von Anfang an überzeugt. 
Heute – nach rund acht Jahren – kann er 
nachweisen, dass seine Planungen und 
Rechenwerke stimmten, es sich für die 
Gemeinde sowohl ideell als auch materi-
ell rechnet und er kann, trotz Verzicht auf 
die Förderung, eine Rendite des von der 
Gemeinde eingesetzten Kapitales vor-
weisen, die selbst Josef Ackermann vor 
Neid erblassen ließe. 
Unser Appell und Rat: Dringend zur 
Nachahmung empfohlen!

Rainer Eschbach, Rainer.Eschbach@REStB.de,  

www.cdu-wt.de/vereinigungen/ 

mittelstandsvereinigung  

 Die Zukunft in der Hand – Glasfaserkabel in den 
Händen der Mitglieder des MIT-Landesvorstandes 
Baden-Württemberg, des MIT-Bezirksvorstandes 
Südbaden und des MIT-Kreisverbandes Waldshut, 
zu Besuch bei Bürgermeister Martin Benz in 
Hohentengen
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MIT Neckar-Odenwald

Zu wenig Fachkräfte 
und zu viel Bürokratie 

Diese Beschwerden hörte die Wirtschaftsstaatssekretärin Kat-
rin Schütz auf ihrer dreitägigen, sogenannten Ausbildungsreise 
vom Oberrhein bis ins Hohenlohische immer wieder. Die Be-
sichtigung des Metallbaubetriebs Vogel in Mosbach bildete den 
Abschluss ihrer Tour. 
Der Geschäftsführer Andreas Vogel, der den Betrieb vor sie-
ben Jahren von seinem Vater übernommen hatte, führte die 
Besuchergruppe durch die renovierten Räume. Die Belegschaft 
bestehe aus einem Vorarbeiter, einem Auszubildenden, einem 
Praktikanten aus Eritrea, einer Mitarbeiterin im Büro und zwei 
Rentnern, zu denen auch sein Vater gehört, so Vogel. Man 
würde das Personal gerne um zwei qualifizierte Mitarbeiter 
erweitern, aber „der Arbeitsmarkt kann uns das nicht bieten“. 
Während des 33-jährigen Bestehens der Firma habe man 30 
junge Männer ausgebildet, die meisten aber nicht übernehmen 
können, weil die persönliche Reife gefehlt habe. „Bei uns macht 
jeder alles, da muss man auch Verantwortung tragen können“, 
erklärte der Betriebsinhaber.

Bei ihren Firmenbesuchen in Handel und Handwerk habe sie 
in den letzten Tagen fast überall die gleichen Aussagen gehört, 
so Katrin Schütz. Diese Probleme gehe man im Ministerium 
mit verschiedenen Maßnahmen an. Das Land wolle mit zahl-
reichen Angeboten möglichst viele junge Menschen von einer 
betrieblichen Ausbildung und den damit verbundenen guten 
Karrierechancen überzeugen. Baden-Württemberg sei auf die 
Begeisterung der Jugendlichen für ihre Ausbildungsberufe 
ebenso angewiesen wie auf das Engagement der unzähligen Be-
triebe, die die Berufsausbildung zur Chefsache gemacht hätten. 
Als Ausbildungsbotschafter besuchen Auszubildende Schulen, 
stellen ihre Berufe vor und werben für eine betriebliche Ausbil-
dung. Seniorbotschafter sind Beschäftigte und Führungskräfte 
aus der Wirtschaft. Sie werben auf Elternabenden für Ausbil-
dungsberufe. Auch durch Teilzeitausbildung oder Praktika in 
Betrieben versuche das Ministerium, in Zusammenarbeit mit 
den Handwerks-, Industrie- und Handelskammern, die betrieb-
liche Ausbildung zu fördern. Auch durch die Beschäftigung von 
Langzeitarbeitslosen, für die den Betrieben Zuschüsse bezahlt 
werden, wolle man Fachkräfte für das Handwerk gewinnen. 
Zum Thema Bürokratie wies Staatssekretärin Schütz auf den 
von der Landesregierung geplanten Normenkontrollrat hin. 
Außerdem könnten sich die Bürger jederzeit schriftlich an das 
Ministerium wenden. Dort würden die Probleme von Fach-
kräften unverzüglich und sachgerecht geprüft und bearbeitet. 
Damit wollte sich die MIT/NOK nicht zufriedengeben und über-
gab Katrin Schütz einen Antrag zur Schaffung einer Task-Force. 
Für viele Inhaber kleinerer Betriebe seien schriftliche Eingaben 
nicht zumutbar, so Dr. Alexander Ganter. Vielmehr müsse das 
Ministerium den Schreibtisch verlassen und die Betroffenen un-
mittelbar vor Ort aufsuchen.
Auch Alois Gerig MdB zeigte sich in seinem Schlusswort beim Bü-
rokratieabbau eher skeptisch. Die MIT-Vorsitzende Ariane Spitzer 
bedankte sich bei Staatssekretärin Katrin Schütz, dass sie in den 
ländlichen Raum gekommen und sich an die Basis begeben habe. 

Alexander Ganter,  

Ganter.MOS@gmx.de,  

www.mit-neckar-odenwald.de  

Wirtschaftsstaatssekretärin Katrin Schütz mit vielen interessierten MIT-Mit-
gliedern des Kreisverbands Neckar-Odenwald beim Firmenbesuch des Metall-
baubetriebs Vogel in Mosbach

Aus den Kreisen & Bezirken
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 MIT Ludwigsburg

MITtagsgespräch mit Carsten Linnemann MdB 
und Steffen Bilger MdB

Kornwestheim. Über 40 Unternehmerin-
nen und Unternehmer aus dem Kreis 
Ludwigsburg konnte der Vorsitzende 
der Mittelstandsvereinigung (MIT) des 
Kreises Ludwigsburg, Armin Maschke, 
im TechMoteum Kornwestheim begrü-
ßen. Sie alle waren gekommen, um mit 
dem MIT-Bundesvorsitzenden Carsten 
Linnemann MdB und Steffen Bilger MdB 
über aktuelle Fragen der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik zu diskutieren. Kaum 
verwundernd standen verkehrspolitische 
Themen im Vordergrund: Sowohl die 
schlechte Verkehrssituation in der Regi-
on Stuttgart als auch die Entwicklung der 
Automobilindustrie bereiten den Mittel-
ständlern Sorgen.
Der Chef der MIT Deutschland verwies 
hierzu auf die Wahlaussagen der CDU/
CSU zur kommenden Bundestagswahl. 
Der MIT ist es zu verdanken, dass die Uni-
on mit der Forderung in die Wahl geht, 
ein Infrastrukturbeschleunigungsgesetz 
zu erlassen, mit dem die umfassenden 
Klagemöglichkeiten gegen neue Straßen- 
und sonstige Infrastrukturprojekte auf 
eine Gerichtsebene reduziert werden. An 

der Klagefreudigkeit mancher Interessen-
gruppe sowie mangelnden Kapazitäten 
in den Planungsabteilungen der öffentli-
chen Hand liegt es, dass wir viel zu lange 

Vorlaufzeiten bei Infrastrukturmaßnah-
men haben, so Carsten Linnemann.
Der Ludwigsburger Bundestagsab-
geordnete Steffen Bilger, Mitglied im 
Verkehrssausschuss des Deutschen 
Bundestags, zeigte auf, dass der Bund 
zurzeit so viel Geld in die Infrastruktur 
investiert, wie seit der deutschen Einheit 
nicht mehr. Notwendig sei nun aber auch 
mehr Anstrengung bei der Planung von 
Bundesstraßen, für die die Länder zu-
ständig sind. Im Wahlkreis Ludwigsburg 
gehörten zu den wichtigen Bundesfern-
straßen-Projekten der Ausbau der A81, 
der Ausbau der B10, von Enzweihingen 
kommend bis nach Stuttgart sowie der 
Nordostring. Beim Nordostring gelte es, 
eine gemeinsame Lösung der Kommunen 
zu erarbeiten. Durch den Feinstaub-Kom-
promiss der Landesregierung, der den 
Bau des Nordostrings vorsieht, bestehen 
neue Chancen der Realisierung, so Bilger.

Armin Maschke, presse@mit-ludwigsburg.de,  

www.mit-ludwigsburg.de  

(Von links) Armin Maschke, Carsten Linnemann MdB, Steffen Bilger MdB, Daniel Hackenjos

Aus den Kreisen & Bezirken

WAS WIR FÜR  
SIE TUN KÖNNEN?

IHR VERPACKUNGS-
PROBLEM REIN!

LÖSUNG RAUS...

Wie das geht?
Das erfahren Sie unter der Tel.-Nr:  0711/75907-0  oder unter der Email-
adresse: info@antalis-verpackungen.de. 
 
Antalis Verpackungen GmbH 
Bunsenstrasse 11 in 70771 Leinfelden-Echterdingen
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CDU Mittelstandsvereinigung Nordba-
den mit neuen und bewährten Kräften.

Als deutlich hörbare Stimme des Mittel-
standes in Baden-Württemberg will die 
Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung der CDU Nordbaden (MIT) die Inte-
ressen der nordbadischen Unternehmen 
gegenüber der Politik im Land vertreten. 
Das machten die Redner aus der Politik 
beim Bezirksmittelstandstag der MIT im 
Kloster Lichtental in Baden-Baden deut-
lich.
Der Landesvorsitzende der MIT, Daniel 
Hackenjos, leitete den Mittelstandstag 
mit Neuwahlen als Tagungspräsident 
souverän und gab in seiner Rede auch 
politische Schwerpunkte vor. „Beim Bü-
rokratieabbau für die mittelständischen 
Unternehmen und Handwerksbetriebe 
im Land muss Baden-Württemberg noch 
schneller vorangehen. Das ist ein Kern-

anliegen der Mittelständler im Land“, er-
klärte der MIT-Landeschef.
Die Staatssekretärin im Wirtschaftsmi-
nisterium, Katrin Schütz, macht in ihrem 
Grußwort an die rund 80 Delegierten 
deutlich, dass Baden-Württemberg ein 
wirtschaftlich erfolgreiches Land ist, das 
zu den stärksten Wirtschaftsregionen in 
Europa zählt. Dies sei vor allem dem Mit-
telstand zu verdanken. In der aktuellen 
Landeregierung setze sich die CDU daher 
besonders für die Belange der Unterneh-
men und Handwerker im Land ein.
Der Bundestagsabgeordnete Kai Whitta-
ker sieht in der Digitalisierung eine der 
größten Herausforderungen, aber auch 
große Chancen für den Mittelstand. In 
seinem Grußwort erläuterte er die bun-
despolitischen Rahmenbedingungen der 
Digitalisierung und forderte den raschen 
Ausbau der Infrastruktur für schnelles 
Internet im Land. „Der zügige und flä-
chendeckende Breitbandausbau, auch in 
ländlichen Gebieten, ist für den Erfolg 
der Wirtschaft auch hier in der Region 

unabdingbar“, so der Parlamentarier.
„Wir müssen die wirtschaftspolitischen 
Interessen künftig noch stärker vertre-
ten und die CDU sollte in einer neuen 
Bundesregierung endlich auch einmal 
wieder das Wirtschaftsministerium über-
nehmen“, forderte schließlich der nord-
badische MIT-Bezirksvorsitzende Rolf 
Buttkus. Er lobte die historisch niedrige 
Arbeitslosigkeit, die stabile Konjunktur 
und die Beschäftigung auf Rekordniveau. 
Dies sei der CDU-geführten Bundesre-
gierung und vor allem den vielen mittel-
ständischen Unternehmen zu verdanken. 
Man dürfe sich auf den Erfolgen aber 
nicht ausruhen. Er will sich daher bei-
spielsweise für die Wiedereinführung des 
Meisterbriefs, die Befreiung der Praktika 
vom Mindestlohn und eine fairere Be-
steuerung für Bürger und Unternehmen 
einsetzen.
Die Mittelständler hatten Rolf Buttkus 
zuvor erneut zu ihrem Bezirksvorsitzen-
den gewählt. Ihm stehen in den nächsten 
zwei Jahren Alexander Fleck, Inga Sarnow 
und Markus Schindele als stellvertretende 
Vorsitzende zur Seite. Schatzmeister bleibt 
Otto Hemberger. Zum Schriftführer wur-
de Dirk Walter und zum Pressesprecher 
Jürgen Scheurer gewählt. Der bisherige 
Schriftführer Tilo Müller übernimmt die 
Aufgabe des Internetreferenten. Komplet-
tiert wurde der Vorstand durch die Wahl 
von 15 Beisitzern. Rolf Buttkus bedankte 
sich bei allen bisherigen Vorstandsmitglie-
dern, darunter sein langjähriger Stellver-
treter Gregor Wick und verabschiedete sie 
unter dem Beifall der Delegierten.

 Jürgen Scheurer, presse@mit-nordbaden.de,  

www.mit-nordbaden.de  

Der neue Bezirksvorstand der MIT Nordbaden

Gottlieb NESTLE GmbH 

Freudenstädter Str. 37-43 
72280 Dornstetten 

Wir bilden aus!

Informationen unter:
www.g-nest le .de

MIT Nordbaden

Mittelstands- 
politik zwischen 
Digitali​sierung 
und Bürokratie-
abbau
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MIT Rems-Murr

MIT Rems-Murr –  
Unter neuer Führung

Auf der diesjährigen Jahreshauptversammlung der Mittelstands- 
und Wirtschaftsvereinigung (MIT) der CDU im Rems-Murr-Kreis 
stellte sich der Vorstand bei der Mitgliederversammlung in der 
„Schönen Aussicht“ in Bürg erneut zur Wahl.
Der kommissarische Vorstandsvorsitzende Tobias Bunk legte 
Rechenschaft über die vergangenen drei Jahre ab. Neben eini-
gen Veranstaltungen gab es Betriebsbesichtigungen sowie die 
monatlich stattfindenden Kamingespräche und die beliebten 
Sommer- und Weihnachtsfeiern.
„Die MIT Rems-Murr wird nicht nur gut geführt, sondern ist 
auch eine finanziell gesunde Vereinigung“, stellte Kassenprüfer 
Gerd Dietrich fest. Die Entlastung des gesamten Vorstandes 
sowie des Vorsitzenden fiel dementsprechend überzeugend 
aus. Mit überwältigender Mehrheit wurde Florian Wiedmaier 
aus Urbach zum neuen Vorsitzenden gewählt. Stellvertretender 
Vorsitzender wurde Tobias Bunk, der als Vorstand nicht mehr 
zur Verfügung stand. Alter und neuer Schatzmeister wurde 
Markus Fleschmann aus Murrhardt. Der neue Vorstand, wenn 
auch mit anderer Postenaufteilung, setzt sich in der Mehrheit 
aus den bisherigen Mitgliedern, aber auch aus frischen Köpfen 
zusammen. Neuer Pressesprecher wurde Ihsan Khalil. Als Bei-
sitzer wurden Ottmar Escher, Hermann Giesser, Michael Kögel, 
Peter Mathias, Gunther Fauth und Detlef Holzwarth, Eberhard 
Aupperle, Gerd Dietrich, Steffen Richter sowie Richard Herrous, 
Jochen Kurz und Hans Schüßler gewählt. Der neue Vorstands-
vorsitzende Wiedmaier bedankte sich in seinem Schlusswort für 
die Wahl und versprach, mit vollem Elan an seine Aufgabe her-
anzugehen. Er freue sich sehr auf die Zusammenarbeit, so der 
neue Vorsitzende vor den anwesenden MIT-Mitgliedern.

Ihsan Khalil, mit@mit-remsmurr.de, www.mit-remsmurr.de  

 Neuer Vorstand bei der MIT Rems-Murr

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT-Tübingen 

Gesundheitsversorgung – Für Annette  
Widmann-Mauz MdB ein klarer Standortfaktor 
für den regionalen Mittelstand

Bei sonnigstem Wetter empfing der MIT-Kreisverband Tübingen 
die Bundestagsabgeordnete und Parlamentarische Staatssekretä-
rin beim Bundesminister für Gesundheit, Annette Widmann-Mauz 
MdB, auf der Sommerinsel Tübingen. Kreisvorsitzender Joachim 
Braun hatte zahlreiche Unternehmerinnen und Unternehmer zur 
Gastronomie des „Automuseum Boxenstop“ an den Anlagensee 
geladen, um mit der Staatssekretärin über die Potenziale und 
Herausforderungen in der Gesundheitsbranche zu diskutieren. 
Widmann-Mauz stieg mit positiven Nachrichten in ihren Vortrag 
ein. So erzielte die deutsche Gesundheitswirtschaft 2016 eine 
Bruttowertschöpfung von 248,3 Milliarden Euro und lag mit ei-
nem jährlichen Wachstum von 3,8 Prozent in den letzten elf Jah-
ren deutlich über dem deutschen Wachstumsdurschnitt. Dabei 
lobte sie gerade die Neckar-Alb-Region, deren Innovationskraft 
in den Bereichen Medizintechnik und Biotechnologie besonders 
stark ist. Dazu trägt auch die Exzellenzuniversität Tübingen bei, 

die als größter Arbeitgeber der Region unverzichtbar für den Wis-
sensaustausch und die Translation von Forschung in konkrete Ver-
sorgungsangebote und Produkte ist. 
Als wesentliche Herausforderung für den Gesundheitssektor be-
nannte Widmann-Mauz die demografische Entwicklung. Diese 
führt auf der einen Seite zu einem erfreulichen Anstieg der Le-
benserwartung. Auf der anderen Seite steigt aber auch die Mor-
bidität älterer Menschen, die damit auf Therapie, Versorgung und 
Pflege angewiesen sind. Zugleich führt der Geburtentrend der 
letzten Jahrzehnte zu einem wachsenden Fachkräftebedarf, da we-
niger junge Menschen dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. In 
ländlichen Regionen wird der Trend noch dadurch verstärkt, dass 
junge, gut ausgebildete Fachkräfte in die städtischen Ballungszen-
tren abwandern. Widmann-Mauz stellte mehrere Initiativen der 
Bundesregierung vor, um dieser Entwicklung entgegenzuwirken. 
Ein wesentliches Instrument ist dabei der „Masterplan Medizin-
studium 2020“. Neben rechtssicheren zusätzlichen Auswahlkri-
terien zur Zulassung, mehr Praxisbezug, der Stärkung der Allge-
meinmedizin und der verstärkten Ausbildung in der ambulanten 
Versorgung soll zur Förderung einer Niederlassung im ländlichen 
Raum durch junge Ärztinnen und Ärzte eine Landarztquote hel-
fen. Die Länder sollen mithilfe der Quote bis zu zehn Prozent der 
Medizinstudienplätze für eine spätere Tätigkeit in unterversorg-
ten Regionen vorhalten.
Ein ebenso umfangreiches Reformpaket wurde für die Pflege-
berufe geschnürt. Bis 2030 werden 3,5 Millionen Menschen in 

Angeregte Diskussion zwischen der Parlamentarischen Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Gesundheit, Annette Widmann-Mauz MdB, und den zahlreich 
anwesenden Unternehmerinnen und Unternehmern

Aus den Kreisen & Bezirken
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Deutschland auf Pflege angewiesen sein – darunter zunehmend 
demenziell sowie chronisch und mehrfach erkrankte Menschen. 
Diese Entwicklung greift das Pflegeberufereformgesetz auf, das 
ab Januar 2020 die Voraussetzungen für eine moderne Ausbil-
dung im Bereich der Alten-, Kranken- und Kinderkrankenpflege 
schafft. Alle Pflege-Azubis erhalten eine gemeinsame zweijäh-
rige generalistische Ausbildung. Im dritten Ausbildungsjahr 
können sich die Auszubildenden für eine Fortsetzung der ge-
neralistischen Ausbildung mit einem einheitlichem Abschluss 
„Pflegefachfrau“ bzw. „Pflegefachmann“ entscheiden oder im 
Bereich der Kinderkranken- oder Altenpflege den bisherigen 
Abschluss als Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger oder Al-
tenpfleger wählen. 
Besonders wichtig ist Annette Widmann-Mauz, dass damit das 
Schulgeld in der Altenpflege endlich überall abgeschafft und 
eine angemessene Ausbildungsvergütung gewährleistet wird. 
Die Vereinheitlichung des Ausbildungsmarktes in der Pflege 
sorge zudem dafür, dass in der Alten- und Krankenpflege eine 
bessere und homogenere Bezahlung der Fachkräfte erreicht 
wird. Wie ernst es der Bundesregierung mit der Entlastung 
der Pflegekräfte und der Verbesserung ihrer Arbeitsbedingun-
gen ist, zeigt auch die neue Pflegedokumentation. Aus einem 
„Leitz-Ordner pro pflegebedürftiger Person“ wird dank der neu-
en Dokumentationspraxis ein „Schnellhefter“, wenn es um die 
Beurteilung des Pflegeaufwands geht. Darüber hinaus wurde im 
Rahmen der Pflegestärkungsgesetze durchgesetzt, dass Pfle-
gekassen und Sozialhilfeträger Entlohnungen bis zur Höhe des 
Tarifniveaus künftig als wirtschaftlich anerkennen und entspre-
chend finanzieren müssen.
In der anschließenden Diskussion ging Annette Widmann-Mauz 
noch explizit auf das Präventionsgesetz und die damit verbun-
denen Potenziale für kleine und mittlere Unternehmen ein. 
So wurde die betriebliche Gesundheitsförderung, die auch 
steuerliche Vorteile bringt, weiter ausgebaut. Gerade kleinere 
Unternehmen sollen durch die Krankenkassen besser dabei un-
terstützt werden, Präventionsangebote für ihre Beschäftigten 
aufzubauen. Dabei sollen regionale Koordinierungsstellen für 
die Arbeitgeber helfen. Entsprechend stiegen die finanziellen 

Aufwendungen der Krankenkassen 2016 gegenüber dem Vor-
jahreszeitraum um 55 Prozent, auf rund 485 Millionen Euro. 
Dass betriebliche Präventionsangebote krankheitsbedingte 
Fehlzeiten sowie die Kosten für Berufsunfähigkeit und Medizin 
um rund ein Viertel senken können, beeindruckte die Unterneh-
merinnen und Unternehmer. 

Joachim Braun, j.braun@wabra.net, MIT Tübingen  

Aus den Kreisen & Bezirken

Staatssekretärin Annette Widmann-Mauz MdB folgte gern der Einladung der MIT Tübingen 
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Würtemberg-Hohenzollern

Mittelstandstag des  
MIT-Bezirksverbandes  
Württemberg-Hohen-
zollern

Im Rahmen der turnusgemäßen Neuwahlen lud der MIT-Bezirks-
verband Württemberg-Hohenzollern seine Mitglieder zum Be-
zirksmittelstandstag in das Graf-Zeppelin-Haus in Friedrichshafen.
In seinem Rechenschaftsbericht ging der Bezirksvorsitzende 
Bastian Atzger auf die Gesamtsituation des Mittelstands in 
der Region ein. Die allgemeine Lage sei recht erfreulich, jedoch 
müsse die Politik gerade jetzt notwendige Reformen angehen. 
Dies beträfe vor allem Verbesserungen beim Steuerrecht, dem 
Netzausbau oder der Rolle des Staates in Wirtschaftsfragen. 
„Hier braucht es keine Verwalter in der Politik, sondern mutige 
und kreative Macher“, so Atzger.

Auch forderte er, dass sich die MIT nicht mehr nur auf rein mit-
telständische Themen beschränke: „In einem Land, in dem wir 
Milliarden Euro für Transferleistungen ausgeben, aber diejeni-
gen vernachlässigen, die ihr Leben lang gearbeitet haben, muss 
die MIT auch gesellschaftspolitische Akzente setzen“. Er rief die 
MIT auf, in Zukunft wieder mehr Geschlossenheit, Engagement 
und Konzentration auf Sachthemen zu zeigen.  
Atzger selbst wurde mit 93 Prozent der Delegiertenstimmen im 
Amt bestätigt. Ihm zur Seite stehen werden die wiedergewähl-
ten Stellvertreter Joachim Fauser, Achim Rieger und der neu ge-
wählte Stellvertreter Stefan Buhmann.
Gastredner bei der Veranstaltung war Landesjustizminister Gui-
do Wolf MdL, der auch für zahlreiche Fragen der Anwesenden 
zur Verfügung stand. Wolf betonte besonders die Bedeutung ei-
ner modernen Verkehrspolitik. Verbote seien nicht die Lösung, 

sondern weiter verbesserte Technologien und der Ausbau der 
Infrastruktur. Außerdem forderte er Verbesserungen bei Sicher-
heit und Justiz und lobte die Auswirkungen des Wahlausgangs 
in Frankreich.
Des Weiteren hielten auch Norbert Lins MdEP, der zusätzlich 
als Wahlleiter fungierte, sowie der Bundestagsabgeordnete aus 
dem Wahlkreis Bodensee, Lothar Riebsamen MdB, Grußworte 
an den Wirtschaftsflügel der Union und unterstrichen die Be-
deutung des Mittelstands für den gemeinsamen politischen Er-
folg bei der Bundestagswahl.

Bastian Azger,  

bastian.atzger@mit-wueho.de, www.mit-wueho.de  

Der neu gewählte Bezirksvorstand setzt Kurs

Justizminister Guido Wolf MdL spricht im Zeppelin-Haus
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Mannheim

Digitalisierung zum 
Anfassen – Besuch bei 
Vodafone

Die Digitalisierung schreitet voran und die Anforderungen an 
die IT in den Unternehmen steigen. „Cloud Computing“ be-
schreibt die Bereitstellung von IT-Infrastruktur wie beispiels-
weise Speicherplatz, Rechenleistung oder Anwendungssoft-
ware als Dienstleistung über das Internet. Doch wie sieht „Cloud 
Computing“ – das Auslagern der IT – in der Praxis aus?
Dieser und anderen Fragen widmete sich die MIT Mannheim 
bei einer Besichtigung des Rechenzentrums der Vodafone 
Group Service GmbH in Frankfurt. Es ist im Datacenter Campus 
Frankfurt 1 von e-shelter untergebracht und gleicht, dank bei-
spielsweise gesicherter Grundstücksgrenzen mit elektronisch 
überwachter Sicherheitszaunanlage mit Übersteig- und Unter-
grabschutz und bewaffnetem Sicherheitspersonal, einer schier 
uneinnehmbar wirkenden Festung. 
Nach den Sicherungsanlagen eröffnet sich dem Besucher 
eine faszinierende Welt aus bits und bytes. Das zertifizierte 
Tier3+-Rechenzentrum erhöht seine Ausfallsicherheit durch 
redundante Komponenten, mehrere Versorgungswege, Netzer-
satzanlage mit Dieselgeneratoren sowie durch mehrere Brand-
abschnitte und erreicht damit eine jährliche Verfügbarkeit von 
99,98 Prozent.
Doch welchen Nutzen bringt das „Cloud Computing“ den Un-
ternehmen und mittelständischen Betrieben? Der Nutzen dürf-
te in zweierlei Sicht zu bejahen sein, nämlich im Hinblick auf 

Effizienz und Wirtschaftlichkeit. Sowohl Investitions- als auch 
Betriebskosten können hier deutlich reduziert werden. Auch ist 
eine solche Verlagerung der IT auch platzsparend. 
„Gerade hochsensible Daten von Firmen dürften auch in einer 
durch hochkomplexe Sicherheitsprogramme geschützten Cloud 
sehr gut aufgehoben sein“, so der MIT Kreisvorsitzende Alexan-
der Fleck, „damit ist ‚Cloud Computing‘ eine gute Alternative, 
vor allem für mittelständische Unternehmen ohne eigene IT-Ab-
teilung.

Alexander Fleck, alexander-fleck@t-online.de, www.mit-mannheim.de  

Interessierte Fachzuhörer beim Vortrag über „Cloud Computing“

 MIT Mannheim zu Besuch bei Vodafone
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Ostalb

Neue Wege für den Personennahverkehr?

Im Rahmen einer Podiumsdiskussion 
stellte der Bezirk MIT Nordwürttem-
berg gemeinsam mit dem MIT-Kreisver-
band Ostalb am 19. Juni 2017 das Nah-
verkehrskonzept für den Ostalbkreis 
vor.
Der 1. Vorsitzende der MIT Ostalb, 
Werner Frank, begrüßte die Podium-
steilnehmer und erschienenen Gäste 
und stellte die Frage in den Raum, wie 
man den öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV) noch attraktiver gestalten 
könne.
Gerade vor dem Hintergrund der Debat-
te um das Fahrverbot von Diesel-Pkws 
und im Hinblick auf die Beteiligungen 
der Eltern an der Schülerbeförderung 
warnte er vor den negativen Auswir-
kungen auf den ÖPNV. Es dürfe nicht 
sein, dass das vom Land ausgegebene 
Ziel einer preisgünstigen Schülerbeför-
derung durch steigende Kostenbeteili-
gungen der Eltern den ländlichen Raum 
benachteilige. Hier ist der Staat gefor-
dert, gegenzusteuern.

Bürgermeister Kühnl verwies auf den 
ÖPNV als Schwerpunkt für die Schüler-
beförderung in Ruppertshofen, da die 
meisten Schüler tagtäglich nach Mut-
langen, Leinzell oder nach Schwäbisch 
Gmünd fahren müssten. Man müsse 
den ÖPNV so gestalten, dass gute Um-
steigekonzepte und Anschlussverbin-
dungen vorhanden sind und dadurch 
der Umstieg auf Privat-Pkws uninteres-
sant werde.
Herr Gehlhaus vom Nahverkehrsamt 
des Ostalbkreises als Moderator erläu-
terte anhand konkreter Zahlen, dass 
der Gesamtnahverkehr im Jahr rund 13 
Millionen Kilometer, davon allein 11,5 
Millionen durch die Busunternehmen 
betrage.
Über 250 Busse seien täglich im Einsatz, 
davon 75 Prozent als Standard-Busse. 
Bei den Fahrgästen entfällt der größte 
Anteil auf die Schüler mit 50 Prozent, 
gefolgt von Azubis, Pendlern und Stu-
denten. Infolge des demografischen 
Wandels sei ein Schülerrückgang fest-

zustellen. Mobile Senioren könnten den 
Verlust nicht kompensieren. Außerdem 
könnten die Zuwachsraten in den Bal-
lungsgebieten nicht auf den ländlichen 
Raum übertragen werden. Der ÖPNV 
könne die Freizeitmobilität nicht bedie-
nen und Pkws seien schwer ersetzbar.
Herr Dipl.-Ing. Rau von der Firma OVA 
Aalen und Vorstandsmitglied im Lan-
des- und Bundesverband der Omni-
busunternehmer, möchte den „Status 
quo“. „Wir haben einen hervorragen-
den und funktionierenden ÖPNV.“ 
Der ÖPNV stehe für kurze Wege, ein 
kundenorientiertes Angebot sowie 
Qualität und Sicherheit. Die Busun-
ternehmen brauchen Verlässlichkeit in 
der Politik. Frank Schuster vom gleich-
namigen Busunternehmen aus Durlan-
gen ergänzte, ihm sei vor der Zukunft 
bange. Man wisse heute nicht, wie es 
weitergehe, in die Bahn werde massiv 
investiert, die Busunternehmen wer-
den vernachlässigt. Die Busunterneh-
men gingen bis an die Grenze der Be-
lastbarkeit. Er fordert mit Blick auf die 
Landesregierung Planungssicherheit 
und Vertrauen. 
Die Absicht, öffentliche Ausschreibun-
gen von Fahrstrecken und Linien vorzu-
nehmen, gehe an der Realität vorbei. In 
Hessen hat die Regierung dieses Kon-
zept an die Wand gefahren, worauf Frau 
Nicole Razavi MdL meinte, dafür sei der 
grüne Verkehrsminister der Ansprech-
partner.
Dr. Stefan Scheffold MdL lobte die Ar-
beit des ÖPNV im Ostalbkreis. Alles 
funktioniere sehr gut und man wolle 
nichts ändern oder „verschlimmbes-
sern“. Man wolle auf dem aufbauen, was 
funktioniert. In absehbarer Zeit wird es 
keine einschneidenden Veränderungen 
für die Busunternehmen geben. Die ge-
nannte Absicht sei eine Zukunftsvision.
Man dürfe die Schülerinnen und Schü-
ler nicht außen vor lassen und diese bei 
den Entscheidungen berücksichtigen.
Nicole Razavi MdL äußerte Kritik an 
den neuen Vergaberichtlinien der Zu-
schüsse. Für den Ostalbkreis sind 6,8 

(Von links) Werner Frank; Thomas Dörr; Frank Schuster, Omnibusunternehmer Durlangen; Nicole Razavi 
MdL; Dr. Stefan Scheffold MdL; Dipl. Ing. Ulrich Rau, Omnibusunternehmen OVA Aalen, Vorstandsmit-
glied im Landes und Bundesverband der Busunternehmen; Peter Kühnl, Bürgermeister Ruppertshofen; 
Ingo Benedikt Gehlhaus, Leiter des Geschäftsbereichs Nahverkehr und Verkehrsplanung Ostalbkreis
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Neuzugang  
in der  
Landesge-
schäftsstelle

Als Kind ehemaliger DDR-Bürger kam ich vor 
32 Jahren von Sachsens schöner Hauptstadt 
Dresden ins herrlich barocke Ludwigsburg. 
Seit meiner Jugend ist der Landkreis Lud-
wigsburg zu meinem Lebensmittelpunkt 
geworden. Dort habe ich meine schulische 
Ausbildung beendet und meine Ausbildung 
bei einem großen Konzern im Personalbe-
reich als Bürokauffrau Anfang der 90er Jahre 
absolviert.
Die Landeshauptstadt Stuttgart wurde für 
die kommenden 22 Jahre zu meinem berufli-
chen Umfeld. Zunächst war ich beim Ministe-
rium für Wissenschaft, Forschung und Kunst 
als Sekretärin tätig, danach wechselte ich zur 
CDU-Landtagsfraktion. Dort betreute ich als 
Sekretärin verschiedene Fachbereiche und 
war auch in der Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit tätig – insgesamt 16 Jahre lang. Ab und 
zu sind jedoch Anpassungen an neue Lebens- 
und Arbeitssituationen nötig und ich wollte 

nach einer beruflichen Auszeit nicht mehr 
Vollzeit arbeiten. Für mich persönlich war es 
ein großes Glück, dass die MIT Baden-Würt-
temberg eben zu dieser Zeit Verstärkung in 
der Landesgeschäftsstelle suchte. Seit Mitte 
Juli 2017 bin ich nun als Halbtagskraft für die 
Bereiche Wirtschaftsforum und Mitglieder-
betreuung tätig und fühle mich sehr wohl. 
Ihre Arbeit und Ihr Engagement zum Wohl 
des Mittelstands im Allgemeinen und der 
MIT Baden-Württemberg im Besonderen 
nach Kräften zu unterstützen, ist mir Freude, 
Ansporn und Berufung zugleich.
Privat bin ich übrigens leidenschaftliche 
Hobbygärtnerin, Liebhaberin von Katzen 
und Oldtimern und ich koche gern und 
oft – sehr zur Freude meines Lebensge-
fährten und unserer Familien und Freunde.

Patricia Menzer, MIT BW,  

menzer@mit-bw.de, www.mit-bw.de  

Patricia Menzer

MIT-Landesgeschäftsstelle

Millionen Euro pro Jahr eingeplant. Al-
lerdings wird das Geld nicht mehr di-
rekt an die Busunternehmen, sondern 
an die Landkreise verteilt, die ihrerseits 
die Verteilung der Mittel regeln.
Moderator Gehlhaus als Leiter des 
Geschäftsbereichs Nahverkehr wag-
te eine Vision, wie künftige Lösungen 
aussehen könnten, um mehr Fahrgäste 
zur Nutzung des ÖPNV bewegen zu 
können. Ulrich Rau sprach in diesem 
Zusammenhang von alternativen Ver-
kehrsformen, die schon bundesweit 
getestet werden. Im weitesten Sinne 
nähere man sich dabei dem Taxiver-
kehr an. „Diese Individualität kostet 
natürlich mehr als bisher“, so Rau wei-
ter. Mittlerweile gibt es inzwischen 
Systeme, bei denen Nutzer eine Fahr-
möglichkeit online ordern. Mehrere 
Anfragen werden zusammengeführt 
und der Rechner wählt die günstigste 
Abholroute. Es wäre ein Zusatzangebot 
außerhalb festgelegter Abfahrtszeiten.
Unter den circa 30 Gästen des Diskus-
sionsabends befanden sich zahlreiche 
Busunternehmer aus der Region.
Werner Frank begrüßte die Diskussion 
um die Effizienzsteigerung und die At-
traktivität des ÖPNV. Schließlich sind 
die Schüler und Pendler auf die Busver-
bindungen und kundengerechte und 
bezahlbare Angebote angewiesen. 
Altbürgermeister und Beisitzer der 
MIT-Ostalb Thomas Dörr bemängelte, 
dass VVS-Tickets für Berufstätige nach 
Stuttgart, erst ab Lorch und nicht be-
reits ab Schwäbisch Gmünd am Fahr-
kartenautomaten zu lösen sind. Hier 
müsse die Politik noch nachbessern!
Er dankte den Podiumsteilnehmern für 
die ausgetauschten Argumente, für den 
Beitrag der Landespolitiker, für ihre 
Teilnahme und ihr Statement und den 
Busunternehmern für das engagierte 
Eintreten um den Erhalt des ÖPNV, der 
sich dem Wettbewerb stelle. 
Die Zukunft wird zeigen, ob alternati-
ve Fahrangebote die Attraktivität des 
ÖPNV weiter erhöhen und dem Wett-
bewerb gegenüber dem Pkw standhal-
ten.

Thomas Dörr, 

td-56@web.de,

 www.mit-ostalb.de  
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Finanz-Tipp:

Darlehen an Unternehmer – 
Bearbeitungsgebühr zurück! 
BGH hat entschieden!

Der Bundesgerichtshof hat jüngst im 
Rahmen von zwei Entscheidungen ent-
schieden, dass die Erhebung von lauf-
zeitunabhängigen Bearbeitungsgebüh-
ren/Bearbeitungsentgelten von Banken 
gegenüber Unternehmern im Rahmen 
von Darlehensverträgen rechtswidrig 
sei (BGH, Urteile vom 04.07.2017, XI ZR 
562/15 und XI ZR 233/16).
Laufzeitunabhängige Bearbeitungs-
entgelte sind rechtswidrig und halten 
AGB-rechtlichen Vorgaben nicht stand, 
so die Karlsruher Richter.
Begründung: Es handele sich um Preisne-
benabreden, welche den Vorgaben der §§ 
307 ff. BGB standhalten müssten, diesen 
aber nicht gerecht werden. Bearbeitungs-
entgelte sind mit den wesentlichen Ge-
danken der gesetzlichen Regelung – hier 
§ 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB – nicht zu verein-
baren, weil hiermit eine unangemessene 
Benachteiligung des Vertragspartners, 
hier der klagenden Darlehensnehmer/

Unternehmer, einhergehe.
Auch steuerliche Vorteile, welche Un-
ternehmer aus diesen Entgelten gegebe-
nenfalls ziehen könnten, ändern nichts 
an der Rechtauffassung, dass diese Be-
arbeitungsentgelte, wie schon zuvor im 
Rahmen von Darlehen an Verbraucher 
entschieden wurde, zu Unrecht erhoben 
worden sind.
Auch ein von den Banken an den Haa-
ren herangezogener Verweis auf einen 
„Handelsbrauch“ ließ der BGH nicht 
gelten. Gleiches gilt hinsichtlich einer 
von den Banken angeführten geringeren 
Schutzwürdigkeit von Unternehmern 
– gegenüber Verbrauchern – auf Darle-
hensnehmerseite. Der Bundesgerichts-
hof spricht hier von der unzulässigen 
Ausnutzung einer einseitigen Gestal-
tungsmacht der Banken gegenüber Un-
ternehmern – wie auch Verbrauchern – 
auf Darlehensnehmerseite.
Der gebotene gegenseitige Interessen-

ausgleich lasse hier nur die Wertung zu-
gunsten der Darlehensnehmer zu, so die 
Richter des XI. Senats. Die Bearbeitungs-
gebühren sind somit den Darlehensneh-
mern zurückzuzahlen.

Dr. Martin Heinzelmann,  

LL.M, mph@heinzelmann-legal.eu,  

www.heinzelmann-legal.eu  

Dr. Martin Heinzelmann, LL.M.
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Daten von Geschäftspartnern 
europaweit einsehen

Im Zuge der Globalisierung gehören 
grenzüberschreitende unternehmeri-
sche Aktivitäten immer mehr zum Ta-
gesgeschäft. Da Geschäftsbeziehun-
gen mit ausländischen Unternehmen 
oft mit erhöhten wirtschaftlichen Ri-
siken einhergehen, z. B. aufgrund der 
erschwerten Geltendmachung von 
Forderungen im Ausland, ist es umso 
wichtiger, sich im Vorfeld über seine 
künftigen Geschäftspartner zu infor-
mieren. Gleichermaßen kommt es im-
mer häufiger vor, dass Unternehmen 
in verschiedenen Staaten mit eigenen 
Niederlassungen oder Tochtergesell-
schaften vertreten sind. 
Sowohl bei Unternehmern und Behör-
den als auch aufseiten der Verbraucher 
steigt daher das Bedürfnis, schnell und 
unkompliziert Informationen über seine 
ausländischen Vertragspartner einzu-
holen. Neben der bloßen Feststellung, 
ob ein Unternehmen tatsächlich recht-
lich existent und in nationalen Handels-
registern verzeichnet ist, geht es auch 
um die Frage, wer tatsächlich hinter 
dem Unternehmen steht und als wie 

vertrauenswürdig oder finanzstark das 
Unternehmen eingestuft werden kann. 
Um diesem Bedürfnis Rechnung zu tra-
gen und durch mehr Transparenz das 
Vertrauen in den grenzüberschreiten-
den Handel im Binnenmarkt zu stärken, 
hat die EU-Kommission auf ihrem Eu-
ropäischen Justizportal eine Plattform 
eingerichtet, über die europaweit nach 
Unternehmen und deren Tochtergesell-
schaften recherchiert werden kann. Mit-
einander vernetzt wurden die Zentral-, 
Handels- und Gesellschaftsregister von 
derzeit zwölf europäischen Staaten. Ab-
gerufen werden können, neben Daten 
über Unternehmen der angeschlossenen 
Mitgliedsstaaten, auch Informationen 
über ausländische Niederlassungen und 
länderübergreifende Fusionen zwischen 
Unternehmen. 
Gemäß der Richtlinie 2012/17/EU, die 
der Maßnahme zugrunde liegt, sollen 
im Business Registers Interconnection 
System (BRIS) die Unternehmensregister 
aller EU-Länder sowie Islands, Liechten-
steins und Norwegens erfasst werden. 
Derzeit sind noch nicht alle Mitgliedstaa-

ten angebunden; eine zügige Einbezie-
hung aller Länder ist aber geplant. 
In der praktischen Handhabung ist fest-
zustellen, dass die verfügbaren Informa-
tionen ja nach Mitgliedsstaat variieren. 
Teilweise können unternehmensbezoge-
ne Dokumente wie Gründungsurkunde, 
Bilanzen etc. direkt und kostenfrei über 
das Portal nach Übermittlung eines ent-
sprechenden Links abgerufen oder kos-
tenpflichtig bestellt werden. Teilweise 
sind jedoch keinerlei Dokumente einge-
stellt, sodass nach wie vor auf nationale 
Unternehmensregister zurückgegriffen 
werden muss. Die Einsicht in nationa-
le Register, die auf Grund sprachlicher 
Barrieren oft nur unter Hinzuziehung 
von Dienstleistern möglich ist, wird das 
Portal daher sicherlich nicht vollständig 
ersetzen können. Als Tool für eine erste 
schnelle und unkomplizierte Informati-
onsbeschaffung kann das Portal jedoch 
sicherlich wertvolle Dienste leisten.

Dr. Martin Scheuing, 

scheuing@derra-ul.de,  

www.derra.eu  

Dr. Martin Scheuing

Gesetzesnews

Theodor-Heuss-Str. 15, 75203 Königsbach
Tel. 0 72 32/ 31 26-0, Fax 0 72 32/ 31 26-26
E-Mail info@egel-kunststofftechnik.de
www.egel-kunststofftechnik.de
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Gastkolumne

Mehr Netto 
vom Brutto

„Hey Boss, ich brauch mehr Geld!“ Will 
ein Mitarbeiter mehr Netto auf seinem 
Konto, rechnen sich geldwerte Zusatz-
leistungen oft besser als Gehaltszuschlä-
ge. Hier erläutert der MIT-Bundesschatz-
meister Hermann Hesse in loser Folge, 
welche Zusatzleistungen sich lohnen und 
was steuerlich zu beachten ist. In dieser 
Ausgabe: Gesundheitsförderung.
Ob Tankgutschein, Handyzuschuss oder 
das kostenlose Mittagessen: Arbeitgeber 
können die Leistung ihrer Mitarbeiter 
auch mit geldwerten Extras honorieren. 
Denn: Eine Lohnerhöhung kommt netto 
nur mit knapp der Hälfte beim Mitarbei-
ter an – verursacht dafür aber beim Ar-
beitgeber etwa die 1,22-fachen Kosten 
der Bruttoerhöhung.
Ein Beispiel: Ein Mitarbeiter (verheiratet, 

zwei Kinder, Steuerklasse IV, Kranken-
kasse mit Zusatzbeitrag) erhält einen 
monatlichen Bruttolohn von 3.000 Euro. 
Wie wirkt sich eine Lohnerhöhung um 

fünf Prozent aus?
Im Ergebnis wendet der Arbeitgeber 
182,87 Euro auf, damit der Mitarbeiter 
79,44 Euro mehr zur Verfügung hat. Eine 
für beide Seiten äußerst unbefriedigende 
Situation. Eine Gehaltserhöhung wäre 
also sowohl für den Mitarbeiter als auch 
für den Arbeitgeber mit einer erhöhten 
Steuer- beziehungsweise Sozialabga-

benbelastung verbunden. Dagegen sind 
andere Arbeitgeberleistungen innerhalb 
bestimmter Grenzen steuerfrei oder pau-
schal besteuerbar und damit im Regelfall 

sozialversicherungsfrei. Voraussetzung 
für die Steuerbegünstigung ist allerdings, 
dass diese Zuwendungen bis auf wenige 
Ausnahmen zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitsentgelt erbracht wer-
den. Eine Barlohnumwandlung ist nahezu 
ausgeschlossen.

Betriebliche Gesundheitsförderung
Grundsätzlich gilt: Maßnahmen des Ar-
beitgebers zur betrieblichen Gesund-
heitsförderung gehören zum Arbeits-
lohn. Eine Prüfung, ob die Leistung 
wirklich überwiegend im betrieblichen 
Interesse liegt, kann bei Beträgen bis zu 
500 Euro entfallen. Der Betrag ist ein 
Freibetrag und keine Freigrenze, sodass 
lediglich überschreitende Beträge steu-
er- und sozialversicherungspflichtig sind. 
Unbenommen bleibt natürlich der Nach-
weis des überwiegenden betrieblichen 
Interesses und der damit verbundenen 

Hermann Hesse, MIT-Bundesschatzmeister beim Bundesmittelstandstag in Dresden
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Ob Tankgutschein, Handyzu-
schuss oder das kostenlose 
Mittagessen: Arbeitgeber 

können die Leistung ihrer Mitarbeiter 
auch mit geldwerten Extras honorie-
ren. Denn: Eine Lohnerhöhung kommt 
netto nur mit knapp der Hälfte beim 
Mitarbeiter an – verursacht dafür aber 
beim Arbeitgeber etwa die 1,22-fachen 
Kosten der Bruttoerhöhung. 

Ein Beispiel: Ein Mitarbeiter (verhei-
ratet, zwei Kinder, Steuerklasse IV, Kran-
kenkasse mit Zusatzbeitrag) erhält einen 
monatlichen Bruttolohn von 3.000 Euro. 
Wie wirkt sich eine Lohnerhöhung um 
fünf Prozent aus?

Im Ergebnis wendet der Arbeitgeber 
182,87 Euro auf, damit der Mitarbeiter 
79,44 Euro mehr zur Verfügung hat. 
Eine für beide Seiten äußerst unbefriedi-
gende Situation. Eine Gehaltserhöhung 
wäre also sowohl für den Mitarbeiter als 
auch für den Arbeitgeber mit einer er-
höhten Steuer- beziehungsweise Sozial-
abgabenbelastung verbunden. Dagegen 
sind andere Arbeitgeberleistungen in-
nerhalb bestimmter Grenzen steuerfrei 
oder pauschal besteuerbar und damit im 
Regelfall sozialversicherungsfrei. Vor-

benommen bleibt natürlich der Nach-
weis des überwiegenden betrieblichen 
Interesses und der damit verbundenen 
Nichtbehandlung als Arbeitslohn.

Begünstigt sind sowohl betriebsin-
terne als auch externe Maßnahmen; 
auch dann, wenn es sich um Barzu-
schüsse handelt und die Maßnahmen 
den Qualitätskriterien des GKV-Spitzen-
verbandes entsprechen (www.gkv-spit-
zenverband.de). Reine Mitgliedsbeiträge 
zu Sportvereinen oder Fitnessstudios 
sind nicht begünstigt, könnten aber im 
Rahmen der Sachbezugsverordnung 
(44 Euro Freigrenze) übernommen wer-
den. Unter die Begünstigung fallen bei-
spielsweise Bewegungsprogramme wie 
Wirbelsäulengymnastik oder Aquafit-
ness, Ernährungskurse, Stressmanage-
ment-Seminare (zum Beispiel Yoga) oder 
Maßnahmen zur Rauchentwöhnung 
oder zum Umgang mit Alkohol. Im Zwei-
fel beraten auch die Krankenkassen über 
geeignete Maßnahmen und Anbieter.

Rechtlicher Hinweis: Der Autor übernimmt 
keine Gewähr für die Richtigkeit der vorste-
henden Hinweise; ebenso ersetzen die Ausfüh-
rungen keine steuerliche Beratung.

KOLUMNE

Mehr Netto vom Brutto

Hey Boss, ich brauch mehr Geld! Will ein Mitarbeiter 
mehr Netto auf seinem Konto, rechnen sich geldwerte 
Zusatzleistungen oft besser als Gehaltszuschläge. Für 
das Mittelstandsmagazin schreibt MIT-Bundesschatz-
meister Hermann Hesse in loser Folge, welche Zu-
satzleistungen sich lohnen und was steuerlich zu be-
achten ist. In dieser Ausgabe: Gesundheitsförderung.

aussetzung für die Steuerbegünstigung 
ist allerdings, dass diese Zuwendungen 
bis auf wenige Ausnahmen zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitsent-
gelt erbracht werden. Eine Barlohnum-
wandlung ist nahezu ausgeschlossen.

Betriebliche Gesundheits-
förderung
Grundsätzlich gilt: Maßnahmen des 
Arbeitgebers zur betrieblichen Ge-
sundheitsförderung gehören zum 
Arbeitslohn. Eine Prüfung, ob die 
Leistung wirklich überwiegend im 
betrieblichen Interesse liegt, kann 
bei Beträgen bis zu 500 Euro entfal-
len. Der Betrag ist ein Freibetrag und 
keine Freigrenze, sodass lediglich 
überschreitende Beträge steuer- und 
sozialversicherungspflichtig sind. Un-

Alt Neu Unterschied

Bruttoentgelt 3.000,00 € 3.150,00 € 150,00 €

ges. Abzüge -1.034,56 € -1.105,12 € 70,56 €

Nettoentgelt 1.965,44 € 2.044,88 € 79,44 €

AG-Belastung 3.677,15 € 3.860,02 € 182,87 €

BANTLEON FORUM für Wissen & Dialog . Blaubeurer Straße 32 . 89077 Ulm . Tel. 0731. 39 90-130 . Fax -8130 . forum@bantleon.de . www.bantleon-forum.de

MODERNSTE MEDIENTECHNIK, GEPAART MIT EINEM 
 WOHLFÜHL-AMBIENTE MACHEN DAS  BANTLEON FORUM 
ZU EINEM VERANSTALTUNGSGEBÄUDE DER BESONDEREN ART, 
IM HERZEN DER WISSENSCHAFTSSTADT ULM.
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 Seminarprogramm
 Seminar- und Veranstaltungs- 

 räume
 Vielfältige Raum- und   

  Bestuhlungsmöglichkeiten
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Nichtbehandlung als Arbeitslohn.
Begünstigt sind sowohl betriebsinter-
ne als auch -externe Maßnahmen; auch 
dann, wenn es sich um Barzuschüsse 
handelt und die Maßnahmen den Quali-
tätskriterien des GKV-Spitzenverbandes 
entsprechen (www.gkv-spitzenverband.
de). Reine Mitgliedsbeiträge zu Sport-
vereinen oder Fitnessstudios sind nicht 
begünstigt, könnten aber im Rahmen 
der Sachbezugsverordnung (44 Euro 
Freigrenze) übernommen werden. Unter 
die Begünstigung fallen beispielsweise 
Bewegungsprogramme wie Wirbelsäu-
lengymnastik oder Aquafitness, Ernäh-
rungskurse, Stressmanagement-Seminare 
(zum Beispiel Yoga) oder Maßnahmen zur 
Rauchentwöhnung oder zum Umgang 
mit Alkohol. Im Zweifel beraten auch die 
Krankenkassen über geeignete Maßnah-
men und Anbieter.
Rechtlicher Hinweis: Der Autor über-
nimmt keine Gewähr für die Richtigkeit 
der vorstehenden Hinweise; ebenso er-
setzen die Ausführungen keine steuerli-
che Beratung.

Hermann Hesse,  

mit@wirtschaftsberatung-hesse.de,  

www.mit-bund.de 

Hermann Hesse

Wirtschaft
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Familienunternehmen in der zweiten Generation

Top-Innovator in Sachen Energieeffizienz

Ein international erfolgreiches Familien-
unternehmen aus Karlsruhe: Das ist der 
Fenstersystemhersteller aluplast, der es 
in nur 35 Jahren weltweit unter die Top 
5 der Branche geschafft hat. Initiator 
dieser Erfolgsgeschichte ist Manfred J. 
Seitz, der aluplast im Jahr 1982 per Ma-
nagement-Buy-out aus dem amerikani-
schen Mutterkonzern Elbatainer aus-
gründete. Inzwischen hat er die Leitung 
des Unternehmens seinen beiden Söh-
nen Patrick und Dirk Seitz übergeben. 
2016 und 2017 ergänzten Stefen Walter 
und Eric Bobay die Geschäftsführung.
Kunden von aluplast sind Fensterbau-
er auf der ganzen Welt, die die Profile 
aus Kunststoff nach den Systemvor-
gaben von aluplast zu Fenstern, Haus- 
und Terrassentüren verbauen. Was ein 
Fenster oder eine Tür von aluplast aus-
macht, erschließt sich nicht auf den ers-
ten Blick. Tatsächlich aber ermöglichen 
die aluplast-Technologien eine hohe 
Einbruchssicherheit, vor allem aber 
sehr gute Wärmedämmwerte auf Passi-
vhausniveau. 
Das ist kein Zufall: Das Thema Energie-
effizienz ist der Unternehmerfamilie 
Seitz ein echtes Anliegen. „Wir wollen 
mit unseren Produkten dazu beitragen, 
dass der Primärenergiebedarf von Ge-
bäuden ebenso wie der CO2-Ausstoß 
durch fossile Brennstoffe gesenkt wird“, 
erzählt Dirk Seitz, „denn Klimaschutz 
ist heutzutage alternativlos“. Die Bun-

desregierung hat mit den zinsgünstigen 
Krediten der KfW zwar einen Anreiz 
geschaffen, die Energieeffizienz von 
Gebäuden zu erhöhen, doch diese Maß-
nahme greift bisher nicht genug. 
Die Zahlen sprechen für sich: allein in 
Deutschland wäre der Austausch von 
sage und schreibe 289 Millionen Fenster-
einheiten energetisch sinnvoll – im Kampf 
gegen den Klimawandel eigentlich alter-
nativlos. Was tatsächlich saniert wird, 

bleibt jedoch weit hinter diesem Bedarf 
zurück. Hier besteht für die Politik noch 
Nachbesserungsbedarf: beispielsweise 
durch eine Senkung der Mehrwertsteuer 
für energieeffiziente Produkte. „Ebenso 
wie Produkte des Grundbedarfs, Kunst 
und Kultur sollte auch Energiesparen 
steuerlich subventioniert werden“, fin-
det Patrick Seitz. „Schließlich hat sich 
die Bundesregierung ehrgeizige Klima-
ziele gesetzt.“ Um diesen Themen Ge-

(Von links) Patrick Seitz, Manfred J. Seitz, Dirk Seitz

Wirtschaft
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hör zu verschaffen, engagiert er sich in 
verschiedenen Branchenverbänden, zum 
Beispiel der EPPA (European PVC Profiles 
and related Building Products Associati-
on) sowie der GKFP (Gütegemeinschaft 
Kunststofffensterprofile).
Trotz der internationalen Ausrichtung 
sieht sich die Unternehmerfamilie Seitz 
immer noch stark in der Region verwur-
zelt und hält daher fest an seinen beiden 
Produktionsstandorten Karlsruhe und 

Ettlingen. Man befindet sich in der Tech-
nologieregion Karlsruhe in einem wirt-
schaftlich enorm starken Umfeld. Dem-
entsprechend bekommt auch aluplast 
den Mangel an Arbeitskräften zu spüren. 
Ein Problem, das in den kommenden Jah-
ren noch zunehmen wird und zwar nicht 
nur in der Region Karlsruhe, sondern 
bundesweit. Die beiden Geschäftsführer 
Dirk und Patrick Seitz sehen daher eine 
Reform der Arbeitsmarkt- und Beschäfti-

gungspolitik als wünschenswert, um das 
vorhandene Potenzial an Arbeitskräften 
besser zu nutzen: beispielsweise durch 
eine bessere Förderung von Langzeitar-
beitslosen oder älteren Arbeitnehmern. 
Für die Zukunft ist aluplast jedoch in-
ternational wie auch am Standort in 
Deutschland bestens gerüstet. Seine 
hohe Innovationskraft hat der badische 
Fenstersystemhersteller sogar schwarz 
auf weiß: Bereits zum zweiten Mal in Folge 
wurde aluplast mit dem TOP100-Award 
der innovativsten Unternehmen im Mit-
telstand ausgezeichnet. Das Fenster zur 
Zukunft – bei aluplast ist es weit geöffnet. 

Über die aluplast GmbH:
Die aluplast GmbH gehört zu den füh-
renden System-Herstellern für Kunst-
stoff-Fenster, Haustüren, Rollläden und 
kontrollierte Wohnraumlüftung. Das fa-
miliengeführte Unternehmen mit Haupt-
sitz in Karlsruhe wurde 1982 von Man-
fred J. Seitz gegründet. Heute verfügt 
aluplast® über 24 Produktions- und Ver-
triebsniederlassungen weltweit. Der Er-
folg von aluplast® basiert vor allem auf 
der Marktnähe, die stets in innovativen 
Neuentwicklungen resultiert. Für seine 
Innovationsleistung wurde aluplast mit 
dem renommierten TOP100-Award 2016 
und 2017 ausgezeichnet.

Anette Auberle,  

anette.auberle@aluplast.net,  

www.aluplast.net  
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High Noon mit Jens Spahn MdB

Perspektiven 
für den Wirt-
schaftsstand-
ort Deutsch-
land

Staatssekretär Jens Spahn MdB und Ronja 
Kemmer MdB zum Politgespräch im BANT-
LEON Forum für Wissen & Dialog
Gut 40 Gäste, darunter auch Landrat Hei-
ner Scheffold, sowie zahlreiche Vertreter 
aus Politik und Wirtschaft waren der Ein-
ladung des Bundesverbands mittelständi-
scher Wirtschaft e.V. in das neue BANTLE-
ON Forum für Wissen & Dialog gefolgt.
Der parlamentarische Staatssekretär im 
Bundesfinanzministerium, Herr Jens Spahn 
MdB, folgte an diesem Tag der Einladung 
seiner Fraktionskollegin Ronja Kemmer 
MdB, welche seit 2014 den Ulmer Wahl-
kreis im Deutschen Bundestag vertritt. 
In ihren einleitenden Worten unterstrich 
das einst jüngste Mitglied des Bundestages 
die Bedeutung des Mittelstands und deren 
wirtschaftliche Katalysator-Funktion für 
die Region, das Land und den Bund. „Die 
Flexibilität und das hohe Verantwortungs-
bewusstsein machen den deutschen Mit-
telstand zu wichtigen Innovationstreibern.“
Der aus dem Münsterland stammende 
Jens Spahn gilt derzeit als der „Stern“ im 
christdemokratischen Politikhimmel und 
beeindruckt durch seine politische Viel-
seitigkeit und Geradlinigkeit. In seinen 

Ausführungen verwies Spahn auf absolutes 
Unverständnis für die Demonstrationen, 
vor allem auch in der Art und Weise, anläss-
lich des G-20-Gipfels in Hamburg. „Nur im 
direkten Dialog können globale Probleme 
wie Menschenrechte, Bevölkerungsarmut 
oder wirtschaftliche und/oder politische 
Instabilität lösungsorientiert diskutiert 
werden.“    
In seinen knapp 50-minütigen Ausfüh-
rungen vollzog Jens Spahn eine politische 
Reise durch Themen wie den ausgegli-
chenen Bundeshaushalt, der Rentenan-
passung, der Förderung inländischer Pri-
vatinvestitionen oder der zunehmenden 
Digitalisierung. In Sachen Zuwanderung 
wies Spahn darauf hin, dass „lediglich“ 50 
Prozent aller Zuwanderer keine Flücht-
linge im klassischen Sinn darstellen und 
hier nicht pauschal über Abschiebun-
gen gesprochen werden dürfe. Spahn 
fordert hier Regularien und Reformen, 
welche Zuwanderer in den Arbeits- und 
Bildungsmarkt bringen und nicht in den 
Sozialhilfemarkt. Hieraus formte Spahn 

auch die Brücke zum Thema Fachkräfte-
mangel und notwendiger Reformen in 
der Bildungs- und Familienpolitik. Ziel 
soll die Stärkung des Handwerks und du-
aler Ausbildungsmöglichkeiten sein.
Die Notwendigkeit, Planverfahren zu de-
regulieren und Instanzen zu reduzieren, 
macht Jens Spahn an der Tatsache fest, 
dass zahlreiche geplante Investitionen in 
Infrastruktur aufgrund verzögerter Ent-
scheidungsprozesse in den jeweiligen Ver-
fahren nicht realisiert werden können. Hier 
gilt es, laut Spahn, die notwendige Balance 
in der Gewichtung einzelner Interessens-
gruppen und Gremien zu finden. 
„Freiheit heißt auch Verantwortung“, re-
sümierte Jens Spahn und verdeutlichte an-
hand zahlreicher Beispiele, dass der Wirt-
schaftsstandort Deutschland boomt und 
wir in einer absoluten Wohlstandsgesell-
schaft leben, die Krise 2008/2009 haben 
viele längst vergessen. „Es gibt aber natür-
lich auch noch viel zu tun!“   
Im Rahmen der Abschlussdiskussion wurde 
nochmals die notwendige Stärkung von Bil-
dungseinrichtungen für die berufliche Aus-
bildung im mittleren Bildungsweg sowie 
eine weiterhin notwendige bürokratische 
Verschlankung konkretisiert. 
Wenigstens im Bereich der Reduzierung 
von Gesetzen könne man sich bei US-Prä-
sident Donald Trump mit seiner Maßgabe 
„one in two out“ etwas abschauen, so Jens 
Spahn abschließend, wenngleich mit einem 
gewissen Augenzwinkern.  

Hermann Bantleon GmbH,  

info@bantleon.de, www.bantleon.de  

 (Von links) K.H. Raguse (BVMW) Jörg Spaniel (Bantleon), Roland Schmid (Bantleon), Rainer Janz (Bantle-
on), Jens Spahn MdB, Landrat Heiner Scheffold, im Vordergrund: Ronja Kemmer MdB
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Erfolgsgeschichte Breitbandgesellschaft im Landkreis 

Sigmaringen mbH & Co. KG

Ist Breitbandanschluss ohne den rosa Riesen möglich?
Einer der wichtigsten Bausteine für die Entwicklung im ländli-
chen Raum ist die Infrastruktur der Breitbandversorgung im 
Telekommunikationsbereich. Die Stadt Sigmaringen hat bereits 
seit den 90er Jahren Erfahrung mit Glasfasertechnik.
Vor diesem Hintergrund ist frühzeitig mit allen großen Teleko-
munternehmen der Kontakt gesucht worden, um kooperativer 
das Thema Breitbandversorgung im ländlichen Raum voran-
zubringen. Dabei war wenig Bereitschaft zur Zusammenarbeit 
erkennbar. Die meisten Gespräche gipfelten in der Forderung 
nach einem Zuschuss zur Deckung der Wirtschaftlichkeitslücke. 
Damit war klar, dass im ländlichen Raum das Thema nur mit Ei-

geninitiative der Kommunen bzw. kommunalen Unternehmen 
umgesetzt werden kann. 
Da die Mammutaufgabe Breitbandversorgung im ländlichen 
Raum, vergleichbar mit der Elektrifizierung, nur im Rahmen 
einer interkommunalen Zusammenarbeit geschultert werden 
kann, haben Anfang 2010 erste Gespräche mit interessierten 
Gemeinden begonnen. 
Aufgrund der breiten gemeinsamen Basis und der gleich gela-
gerten Interessen war es möglich, innerhalb von nur neun Mo-
naten den Zusammenschluss formal, inklusive aller Gemeinde-
ratsbeschlüsse, herzustellen.

Ziele des Zusammenschlusses sind:
•	 Bündelung der Aktivitäten der Gesellschaftergemeinden
•	 Schaffung einer Infrastruktur für eine flächendeckende Breit-

bandversorgung
•	 Aufbau einer Infrastruktur in kommunaler Hand als Grund-

lage für eine spätere FTTB-Erschließung (Glasfaser in jedes 
Gebäude). 

•	 Attraktivitätssteigerung für gemeinsame Netzbetreibersuche 

Oder wie es Bürgermeister Arne Zwick, Aufsichtsratsvorsitzen-
der der BLS, formuliert:
„Eine gut funktionierende Breitbandversorgung ist für die Zu-
kunftsfähigkeit einer Gemeinde unumgänglich. In Zukunft ist 
für den Verkauf von Bauplätzen, für die Ansiedlung von Gewer-
bebetrieben und selbst für den Tourismus eine schnelle Inter-
netversorgung Grundvoraussetzung.“

Netzbetreiber NeckarCom GmbH
Im Rahmen der ersten Ausbaustufe wurden bei den Gründungs-
gesellschaftern 215 Kilometer Glasfaserkabel verlegt und damit 
135 Kabelverzweiger der Telekom erschlossen. Den Investitio-
nen mit 8,6 Millionen Euro stehen Zuschüsse des Landes nach 
der Breitbandförderrichtlinie mit 5 Millionen Euro gegenüber. 
In der europaweiten Ausschreibung hat sich die Neckarcom 
GmbH gegenüber ihren Mitbewerbern durchgesetzt. Die Aus-
schreibung lief im Zeitraum 2011/2012, die Inbetriebnahme, 
das heißt die Kunden ans Netz, erfolgte im Februar/März 2013. 
Zwischenzeitlich wird eine mittlere vierstellige Zahl an Kunden 
durch den neuen Netzbetreiber mit entsprechenden Breitband-
diensten versorgt.
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Rasante Entwicklung
Nachdem die BLS als einer der ersten 
Verbünde über die passive Infrastruktur 
eine Versorgung der Kunden mit Breit-
banddiensten sicherstellen konnte, sind 
auch andere Gemeinden auf die BLS und 
das Thema Breitbandversorgung auf-
merksam geworden.
In den Jahren 2015 bis 2017 ist die BLS 
von zehn auf 40 Gesellschafter ange-
wachsen. 
Im Landkreis Sigmaringen sind zwischen-
zeitlich 21 von 25 Gemeinden Gesell-
schafter, was einer Quote von 84 Pro-
zent entspricht. Weitere Gesellschafter 
kommen aus den Landkreisen Tuttlingen, 
Konstanz, Biberach und schwerpunktmä-
ßig aus dem Landkreis Reutlingen. Wei-
tere 145 Kilometer Leitungslänge sind 
im Bau bzw. fertiggestellt und 151 Kilo-
meter bereits in der konkreten Planung. 
In Summe hat die BLS damit ein Potential 
von 180.000 Einwohnern im Endausbaus-
tand erschlossen. Ziel ist dabei, ein zu-
sammenhängendes physikalisches Netz 
zu erstellen. 

Vorreiterrolle Landkreis Sigmaringen
Auf Anregung des Ministeriums länd-
lichen Raums sollte in jedem Land-
kreis eine Personalstelle Koordinie-
rung Breitbandaktivitäten geschaffen 
werden. Aufgrund der bereits be-
stehenden Strukturen im Landkreis 
Sigmaringen durch die BLS hat der 
Landkreis Sigmaringen diese Aufgabe 
auf die BLS übertragen. Das konkrete 
Bekenntnis der Verwaltungsspitze im 
Landkreis des Kreistags gegenüber der 
BLS äußert sich auch in einer finanziel-
len Unterstützung von jährlich 60.000 

Euro zur Übernahme dieser Koordinie-
rungsfunktion. Darüber hinaus geht 
der Landkreis soweit, dass er sich als 
39. Gesellschafter ganz konkret auch 
an der BLS beteiligt. Hierzu Landrätin 
Stefanie Bürkle: „In IHK-Umfragen hat 
im gewerblichen Bereich die Datenau-
tobahn höchste Priorität. Im Landkreis 
Sigmaringen sind wir hier zwischen-

zeitlich hervorragend aufgestellt und 
können jederzeit den Unternehmen 
auch symmetrische Bandbreiten an-
bieten. Diesen Vorsprung wollen wir 
erhalten und ausbauen, deshalb war es 
für mich eine Selbstverständlichkeit, 
dass sich der Landkreis ganz aktiv mit 
dem Thema Breitband auseinander-
setzt.“

Ärgernis Vectoring
Leider ist die Deutsche Telekom dazu 
übergegangen, ganz konkret mit Vec-
toring Rosinenpickerei zu betreiben. Es 
werden in den Gebieten der Verbünde 
einzelne oder auch mehrere Kabelver-
zweiger, bei denen eine entsprechende 
Kundenanzahl hinterlegt ist, mit Vec-
toring erschlossen. Dies führt dazu, 
dass diese Kabelverzweiger, sofern 
noch keine Zuschussanträge vorliegen 
oder bereits die Maßnahmen im Bau 
sind, der Erschließung mit Glasfaser 
entzogen sind und damit das Netzmo-
nopol der Deutschen Telekom verfestigt 

PRÄZISION 
UND SCHNELLIGKEIT

UC Tools GmbH  | Otto-Hahn-Str. 34 | D-75248 Ölbronn-Dürrn
+49 (0)7237 48682 0 | info@uc-tools.de | www.uc-tools.de
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wird. Vectoring kann sicher an der ein oder 
anderen Stelle als Übergangstechnologie 
auf kurzen Entfernungen den Bedarf vor-
übergehend stillen. Langfristig gesehen ist 
es eine Sackgasse und es wird damit der 
technisch notwendige FTTB-Ausbau, das 
heißt Glasfaser bis in jedes Gebäude, zwar 
nicht verhindert, aber doch behindert und 
damit der technisch notwendige Umbau 
der Telekommunikationsinfrastruktur in 
Deutschland verzögert. 

Strategie FTTB
Deutschland ist beim FTTB-Ausbau, 
das heißt Glasfaser bis ins Gebäude, 
nach wie vor Entwicklungsland. 
Im Kreis Sigmaringen ist die Quo-
te der FTTB-Anschlüsse immerhin 
schon bei gut fünf Prozent ange-
kommen, was auf lange Sicht aber 
nach wie vor deutlich zu wenig ist. 
Der Bandbreitenbedarf, vor allem 
auch der symmetrische, wird in al-
len Bereichen rasant ansteigen. Aus 
diesem Grund hat die Gesellschaf-
terversammlung der BLS eine FT-

TB-Strategie verabschiedet, die das 
ambitionierte Ziel hat, innerhalb 
von zehn Jahren Glasfaser in jedes 
Gebäude zu bringen. Der hierfür 
notwendige investive Aufwand wird 
über alles in einer Größenordnung 
von 200 – 250 Millionen Euro liegen. 
Wirtschaftlichkeit ist bei dieser Zahl, 
wenn überhaupt, nur in einem sehr 
langfristigen Zeitrahmen herzustel-
len. Um deshalb in diesem Bereich 

zügig voranzukommen und die in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands sicherzustellen, sollte 
dringend die Förderkulisse auf das 
Thema FTTB ausgedehnt werden. 

Achim Rieger, 

Redaktion@kaamedia.de,

 www.kaanmedia.de  
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Der neue Hochleistungstemperierschlauch 
ITK-NEPTUN

Ein kompakter Komplettschlauch, 
den es bisher noch nicht gab, be-
stehend aus einer hochbeständigen 
PFA-Seele, gewellt mit Glasfaser- und 
Edelstahlumflechtung. Als Abschluss 
kommt die Silikonbeschichtung in FDA 
Qualität. Hierbei können Sie auf sämt-
liche Schutzschläuche verzichten. Alles 
zusammen bildet eine kompakte Ein-
heit mit sensationeller Flexibilität.
Ein Temperierschlauch für allerhöchste 
Ansprüche in puncto Arbeits- und Pro-
zesssicherheit, Temperatur, Flexibilität 
und Langlebigkeit. 
Sehr gut geeignet für Wasser und Was-
ser-Öl-Emulsionen, Hydraulikflüssig-
keiten auf Mineralölbasis, Frostschutz-
mittel, Schmieröle, Luft u. v. a. und für 
Temperaturen bis zu + 200°C bei dyna-
mischer Anwendung. Erhältlich für ei-
nen Betriebsdruck von 65 Bar und 60 
Bar.
Die Industrie-Technik Kienzler GmbH 
& Co. KG (ITK) bietet Unternehmen aus 
Industrie und Handwerk ein breites 
Spektrum innovativer Produkte und 
Dienstleistungen. Neben dem tech-
nischen Handel fungiert ITK deshalb 
als Nahtstelle zwischen der herstel-

lenden Industrie und dem individuel-
len Anwender. Seit Jahren setzt das in 
Vogtsburg-Achkarren angesiedelte Un-
ternehmen auf die Realisierung indivi-
dueller Kundenlösungen, die Verbes-
serungsprozesse in den Unternehmen 
möglich machen.

Für detaillierte Informationen zu un-
serem neuen ITK-NEPTUN nehmen Sie 
bitte Kontakt mit uns auf.

ITK Kienzler GmbH & Co. KG,  

info@itk-kienzler.de, 

 www.itk-kienzler.de

Temperierschlauch von ITK

www.otto-kuestermann.de
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„Mein Ziel ist es, Bauleiter zu werden“  

Bauwirtschaft feiert  
Abschluss von 77 Lehrlingen

„Ich habe mich schon immer wohlgefühlt 
auf der Baustelle“, betont Isamedin Si-
nani im Rahmen der Lehrabschlussfeier 
des nordbadischen Baunachwuchses am 
30. Juli 2017 im Ausbildungszentrum 
Bau in Mannheim. Der 25-jährige Rohr-
leitungsbauer hat schon klare Pläne für 
die Zukunft. Er möchte auf der Baustel-
le Verantwortung übernehmen und sich 
dafür weiter fortbilden: „Mein Ziel ist es, 
Vorarbeiter, Polier oder Bauleiter zu wer-
den!“ Auch der 19-jährige Straßenbauer 

Simon Ihrig hat sichtlich Spaß an seinem 
Beruf. Er könnte sich gut vorstellen, ein-
mal selbst als Ausbilder in seinem Beruf 
tätig zu sein.
Insgesamt haben in Karlsruhe und Mann-
heim dieses Jahr 76 junge Männer und 
eine junge Frau ihre Prüfungen zum Be-
tonbauer, Maurer, Fliesenleger, Kanal-
bauer, Rohrleitungsbauer, Straßenbauer 
oder Hoch- bzw. Tiefbaufacharbeiter er-
folgreich abgelegt. Unter dem Applaus 
ihrer Ausbilder, Familien und zahlrei-

cher Gäste durften sie bei den Lehrab-
schlussfeiern ihre Gesellenbriefe und 
Abschluss-Prüfungsbescheinigungen 
entgegennehmen. 
„In keiner anderen Branche ist die Mög-
lichkeit, eine Karriere zu realisieren, grö-
ßer!“, beglückwünschte Verbandspräsi-
dent Markus Böll die jungen Bauprofis in 
Mannheim. 
„Was Sie können, ist gesucht. Was Sie 
können, kann kein Computer der Welt. 
Smartphone und PC sind auf unseren 
Baustellen nicht mehr wegzudenken. 
Aber die Digitalisierung ersetzt nicht 
die gut ausgebildeten Mitarbeiter. Ihre 
Karrierechancen sind top!“, betonte 
Gerald Lanzenberger, Vize-Präsident 
des Verbandes Bauwirtschaft Nordba-
den, bei der Freisprechungsfeier in Kar-
lsruhe.

Wiebke Zuschlag,  

Verband Bauwirtschaft Nordbaden e. V.,  

zuschlag@bau-nordbaden.de,  

www.bau-nordbaden.de

Fotografin: W. Zuschlag  

Absolventen 2017 des Ausbildungszentrums Bau 
Karlsruhe
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frischgebackene Jung-Gesellen der Bauwirtschaft in Mannheim

www.otto-kuestermann.de

SONNENSCHEIN AUF KNOPFDRUCK?
Erstmals ist es möglich, Leuchtmittel mit einem Lichtspektrum zu erzeugen, das dem 
Sonnenlicht sehr ähnlich ist. Normale Leuchtdioden bieten dies nicht, da entscheidende 
Wellenbereiche im Spektrum schwach oder gar nicht vorhanden sind. Sonnenlicht besteht 
aus einem sichtbaren und einem nicht sichtbaren Lichtanteil, der bei weißen Leuchtdioden 
nicht vorhanden ist.

Neu entwickelte Leuchtmittel, wie Lampen mit E27-Fassung und 9W-Strahler, Linear-
leuchten mit 15 W, Flächenleuchten 60 x 60 oder 120 x 30 und 40 W sind mit diesem 
sonnenlichtähnlichen Spektrum ausgerüstet.

Langjährige, internationale Forschungen haben ergeben, dass das Sonnenlicht über den 
ganzen Tag hinweg den Menschen stark beeinflusst. Es ist verantwortlich für körperliche 
Frische am Morgen, hohe Leistungsbereitschaft über den Tag und entspanntes Schlafen 
in der Nacht. Forschungsergebnisse haben ergeben, dass unvollständiges Lichtspektrum 
von Leuchtstoffröhren oder LED Leuchten die Ursache vieler Krankheiten sein kann.

Sonnenlicht-Spektrum

euroLighting-Spektrum Leuchtdioden-Spektrum

Leuchtstoffröhren-Spektrum

 · 72202 Nagold · Tel.: 07452 6007-16 · www.eurolighting.de · info@eurolighting.de

Anz_Sonnenschein_Jul_2017.indd   1 31.07.2017   14:07:03
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Durchwachsene Start-up-Bilanz 
der Bundesregierung 

•	 Die Politik hat die Bedeutung von 
jungen, innovativen Unternehmen er-
kannt, hinkt bei der Umsetzung von 
angekündigten Maßnahmen aber teil-
weise hinterher 

•	 Zehn Projekte der Großen Koalition 
sind umgesetzt, 13 sind in Arbeit oder 
teilweise abgearbeitet – und bei fünf 
Projekten ist noch nichts passiert 

•	 Bitkom legt Bilanz der Start-up-Politik 
für diese Legislaturperiode vor 

Berlin, 07. August 2017 
Keine Bundesregierung hat so viele Maß-
nahmen zur Förderung von Start-ups 
angekündigt, wie die noch bis Septem-
ber regierende große Koalition. Doch im 
Hinblick auf die Umsetzung der Maßnah-
men fällt die Bilanz durchwachsen aus: 
Von insgesamt 28 Einzelmaßnahmen, die 
im Koalitionsvertrag und im Laufe der 
Legislaturperiode angekündigt wurden, 
wurden zehn – und damit gut jede Drit-
te – vollständig umgesetzt. 13 Projekte 
wurden teilweise umgesetzt oder zumin-
dest teilweise angegangen, in fünf Fällen 
ist hingegen überhaupt nichts passiert. 
Das ist das Ergebnis einer Bitkom-Ana-
lyse der deutschen Start-up-Politik. Seit 
der Halbzeit-Bilanz Ende 2015 ist damit 
eine weitere Maßnahme angegangen 
worden, vier weitere wurden vollständig 
umgesetzt. Dazu gehört etwa die Einfüh-
rung eines neuen Börsensegments „Neu-

er Markt 2.0“, das unter dem Namen Sca-
le zum 1. März 2017 von der deutschen 
Börse gestartet wurde. Das INVEST-Pro-
gramm wurde, wie angekündigt, fortge-
führt und ab 1. Januar 2017 ausgebaut, 
ein Wachstumsfonds mit dem Europäi-
schen Investitionsfonds wurde ebenfalls 
eingerichtet. „Diese Bundesregierung 
hatte sich in der Digitalpolitik viel vorge-
nommen und enorm viel erreicht, gerade 
in puncto Start-ups aber blieb sie hinter 
ihren Ankündigungen zurück. Die Be-
deutung von jungen, innovativen Unter-
nehmen für unsere Wirtschaft hat sie er-
kannt. Sie pflegt einen aktiven Austausch 
mit der Gründerszene und kennt die Pro-
bleme in der Gründungs- und Wachstum-
sphase. Zudem hat die Bundesregierung 
eine ganze Reihe von Einzelmaßnahmen 
beschlossen, von denen Start-ups profi-
tieren. Aber: Oft bleiben die konkreten 
Schritte hinter den Möglichkeiten und 
Erfordernissen zurück“, sagt Bitkom-Prä-
sident Achim Berg. 
So hat das Bundeskabinett zwar bereits 
im September 2015 ein „Eckpunktepa-
pier Wagniskapital“ beschlossen und ei-
nige steuerrechtliche Probleme gelöst, 
das versprochene Venture-Capital-Ge-
setz, mit dem Deutschland international 
wettbewerbsfähig bei der Wachstumsfi-
nanzierung von Start-ups werden sollte, 
ist aber ausgeblieben. Auch weitere sehr 
konkrete und von Start-ups begrüßte An-

kündigungen wurden im Laufe der Legis-
laturperiode nicht angegangen. So wurde 
im Koalitionsvertrag eine „Gründungs-
zeit“, analog dem Modell der Familien-
pflegezeit, versprochen, es wurden aber 
keinerlei Maßnahmen getroffen, diese 
umzusetzen. „Wenn man sich die Pläne 
der Bundesregierung ansieht, dann kann 
man feststellen, dass es im Bereich der 
Start-up-Politik kein Erkenntnisproblem 
gibt, aber durchaus noch ein Umset-
zungsproblem“, so Berg. „Vor allem müs-
sen wir künftig aufpassen, dass wir wirk-
lich ,digital first‘ denken und handeln und 
alle neuen Gesetze darauf abklopfen, ob 
sie die Digitalisierung voranbringen oder 
aber Innovationen, gerade von Start-ups, 
unnötigerweise hemmen.“ Zudem soll-
ten junge Menschen in Schule und Aus-
bildung stärker dazu motiviert werden, 
selbst ein Unternehmen zu gründen.
Die vollständige Bitkom-Analyse zur 
Start-up-Politik der Bundesregierung 
steht online unter https://getstarted.de/
start-up-politik-der-bundesregierung/.
 

Andreas Streim,  

a.streim@bitkom.org, 

www.bitkom.org  

Andreas Streim
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Auftragseingänge im baden-württember-
gischen Maschinenbau Juni 2017:

Juni bringt  
sonnigen Abschluss  
des ersten  
Halbjahrs 2017

•	 Ausland treibt gute Entwicklung voran
•	 Inland mit einem Prozent im Minus

Stuttgart, 01. August 2017 – Der baden-württembergische Ma-
schinen- und Anlagenbau erzielte im Juni ein Plus von sechs Pro-
zent gegenüber dem Vorjahresmonat. Wie in den vergangenen 
zwei Monaten, agiert auch im Juni das Inland verhalten, der Be-
stelleingang ist mit einem Prozent im Minus. Treiber ist wieder-
um das Ausland mit einem Orderzuwachs von elf Prozent.
Über den gesamten Zeitraum Januar bis Juni 2017 sind die Auf-
tragseingänge um zehn Prozent gegenüber dem Vorjahr ge-
wachsen.
„Das erste Halbjahr 2017 war vielversprechend, und die Vor-
zeichen für die zweite Jahreshälfte sind weiter positiv. Die 
Weltkonjunktur ist wieder angesprungen, und der baden-würt-
tembergische Maschinenbau profitiert davon. Die Wachstums-
schübe kommen derzeit vor allem aus dem Ausland, das Inland 
dagegen hat weiter Nachholbedarf“, so Dr. Dietrich Birk, Ge-
schäftsführer des VDMA Baden-Württemberg.
Haben Sie Fragen? Dr. Dietrich Birk, Geschäftsführer VDMA 
Baden-Württemberg, 0711 22801 12, beantwortet Ihnen diese 
gerne.

VDMA Baden-Württemberg,  

saskia.fath@vdma.org, www.vdma.org/bawue  
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Zukunft des Autolandes Baden-Württemberg:

„Gefragt ist kluges Change 
Management“

Von Henry Ford, dem legendären Pionier der Automobilindustrie, stammt der 
Satz: „Wenn ich die Leute gefragt hätte, was sie wollen, dann hätten sie gesagt: 
schnellere Pferde“. Ford hat aber gerade nicht die Gewohnheiten seiner Kunden 
bedient, sondern ihnen mit dem „T-Modell“ etwas ganz Neues geboten – und da-
mit die Massenmobilität revolutioniert.
100 Jahre später erleben wir wieder so einen revolutionären Moment. Das Auto, 
wie wir es kennen und wie es das Autoland Baden-Württemberg seit Jahrzehnten 
prägt, wird nicht weniger als neu erfunden. Das ist die Herausforderung der Stun-
de, der wir uns dringend und mit ganzer Kraft stellen werden!
Die Veränderungen, die uns bevorstehen, sind tief greifend: Neue Wettbewerber 
drängen auf den Markt. Die Digitalisierung macht das Auto zum vernetzten Pro-
dukt und wird unser Mobilitätsverhalten ein für alle Mal verändern. Die Elektro-
mobilität bringt Umwälzungen für ganze Industrien.
Als weltweit führender Automobilstandort dürfen wir dabei nicht abseitsstehen 
und zusehen, wie andere die Märkte aufrollen. Wir in Baden-Württemberg müs-
sen diesen dramatischen Wandel von der Spitze her führen. Wir müssen der Welt 
beweisen, dass man mit Know-how aus Baden-Württemberg auch in Zukunft am 
besten fährt. Sicher ist: Das Bedürfnis nach individueller Mobilität wird in Zukunft 
hier bei uns und weltweit eher zu- als abnehmen. Darauf müssen wir im Autoland 
Baden-Württemberg Antworten geben.
Automatisiertes und vernetztes Fahren, Elektromobilität und Ladeinfrastruktu-
ren, Forschung und Entwicklung, Produktion und Mobilitätsdienste – alle diese 
Themenfelder bedürfen einer gemeinsamen Kraftanstrengung von Industrie und 
Politik. Dabei ist wichtig: Die Transformation in der Autoindustrie startet in Ba-
den-Württemberg nicht auf einer weißen Landkarte.
Schon jetzt laufen viele wichtige Initiativen, mit denen die Landespolitik den Wan-
del in der Automobilwirtschaft begleitet und stimuliert: Wegweisende Program-
me zur Förderung der E-Mobilität stammen schon aus der Zeit der CDU-Regie-
rung vor 2011 – wie etwa der Aufbau der Landesagentur „e-mobil BW“ oder die 
Initiative zum Spitzencluster Elektromobilität.
Die Koalition aus CDU und Grünen verstärkt das Engagement des Landes für die 
Elektromobilität noch einmal deutlich und wird mit der neuen Landesinitiative 
„Marktwachstum Elektromobilität“ bis 2021 insgesamt über 43 Millionen Euro 
einsetzen. 
Mit dem 2.000-Ladesäulen-Programm entsteht entscheidender Schub bei der 
wichtigen Ladeinfrastruktur. Das ist der zentrale Punkt, bei dem wir als Land viel 
tun können, um die Marktdurchdringung der E-Mobilität zu fördern und den Elek-
troantrieb im Alltag zu verankern.
Auch andere interessante Technologien nachhaltiger Mobilität haben in der ba-
den-württembergischen Innovationslandschaft ihren Platz – wie etwa „Power to 
Gas“. Und mit dem Cyber-Valley schaffen wir einen globalen Forschungsleucht-
turm für Schlüsselkompetenzen im Bereich des autonomen Fahrens. Die Beispiele 
zeigen: Baden-Württemberg treibt die Transformation voran.
Auch die Unternehmen sind mittendrin im Umbau ihrer Produkte und Geschäfts-
felder: Daimler hat das Stammwerk Untertürkheim als Hightech-Standort für 
Elektroantriebe langfristig gesichert. Mahle baut, zusätzlich zum angestammten 
Kolbengeschäft, den neuen Schwerpunkt Thermomanagement aus und positio-
niert sich damit in einem zentralen Feld der Elektromobilität. ZF investiert und 

stockt die Beschäftigung auf, um seine Zukunftsaktivitäten und seine Strategie 
im Bereich der Elektromobilität zu entwickeln.
Insgesamt gibt die deutsche Automobilindustrie inklusive der Zulieferer dieses 
Jahr 39 Milliarden Euro für Forschung und Entwicklung aus. Das ist doppelt so 
viel wie noch vor zehn Jahren und deutlich mehr als die Forschungsausgaben der 
öffentlichen Hand in Deutschland insgesamt. Allein in die Elektromobilität inves-
tiert die Branche bis 2020 40 Milliarden Euro. 
Das zeigt: Die Automobilwirtschaft hat die Zeichen der Zeit durchaus erkannt. 
Das ist auch notwendig, um neues Vertrauen in die Branche aufzubauen. Die Au-
tobauer müssen sich ehrlich machen und ihr Qualitätsversprechen von Neuem 
unter Beweis stellen. Nur so werden wir Arbeitsplätze und Wertschöpfung in die-
ser Schlüsselindustrie im Land halten können.
Gerade in Baden-Württemberg mit seinen 1.000 Zulieferern geht es nicht nur 
um die Zukunft der großen, kapitalstarken Branchen-Player. Entscheidend ist, 
dass auch der Mittelstand mitkommt auf dem Weg in die Zukunft. Denn die hoch 
spezialisierten, hochinnovativen mittelständischen Zulieferbetriebe bilden das 
eigentliche, starke Grundgeflecht des Autolandes Baden-Württemberg. Sie ha-
ben unsere gezielte Unterstützung, um innovative Nischen im Markt der Zukunft 
zu finden – z. B. mit der „Mittelstandsoffensive Mobilität“ des CDU-geführten 
Wirtschaftsministeriums.
Klar ist: Viele technische Probleme sind nach wie vor ungelöst. Die kurze Reich-
weite begrenzt weiterhin die Alltagstauglichkeit vieler E-Modelle. Auch der öko-
logische Fußabdruck der Batterien bei Produktion, Entsorgung und Recycling 
muss dringend kleiner werden. Der Weg zur wirklich nachhaltigen Mobilität ist 
also noch weit. Gefragt ist deshalb kluges Change Management.
Die Politik ist gut beraten, der Wirtschaft dafür den Raum zu geben und die Stra-
tegie der Unternehmen durch vorschnelle Regulierung nicht zu stören. Fest steht: 
Der moderne Diesel wird als hocheffiziente Übergangstechnologie im Mobilitäts-
mix noch lange gebraucht. Deshalb ist es auch richtig, für saubere Luft in unseren 
Städten auf Innovation und Nachrüstung zu setzen statt auf Fahrverbote. 
Aus der langen Geschichte des Strukturwandels im Land wissen wir ganz genau: 
Es ist immer besser, das Neue willkommen zu heißen als davon überrollt zu wer-
den. Die Mobilität der Zukunft ist ein spannendes Versprechen: smartere Fahr-
zeuge, weniger Staus, saubere Luft, mehr Komfort, mehr Sicherheit und neue 
Wertschöpfung. Nehmen wir also die Transformation in der Automobilindustrie 
als weitere Chance für das Innovationsland Baden-Württemberg.

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL, 

 thomas.oeben@cdu.landtag-bw.de, www.fraktion.cdu-bw.de  

 Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL
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Ein leistungsfähiges Verkehrs-
netz für einen leistungsfähi-
gen Wirtschaftsstandort

Die Hauptverkehrsachsen in der Regi-
on Stuttgart kann man getrost als die 
größten Parkplätze Europas bezeich-
nen. Traurig, aber wahr: Vom Flughafen 
Heathrow in London bis zum Flughafen 
Stuttgart braucht man meist genauso 
lange wie vom Flughafen nach Bietig-
heim-Bissingen. Die Verkehrssituati-
on in der Region Stuttgart strapaziert 
nicht nur die Nerven der Autofahrer, 
sondern schadet dem Wirtschafts-
standort Baden-Württemberg massiv. 
Wenn nicht schnell gehandelt wird, ste-
hen Arbeitsplätze und unser hart erar-
beiteter Wohlstand auf dem Spiel.

Die Verzögerungstaktik muss ein 
Ende haben
Ohne die nötige Infrastruktur ist unser 
Wirtschaftsstandort in großer Gefahr. 
Das haben die Verantwortlichen bis 
heute nicht begriffen oder sie nehmen 
es ernsthaft in Kauf. Vom Sprichwort 
„Zeit ist Geld“ scheinen sie jedenfalls 
noch nichts gehört zu haben. Die vollen 
Straßen sind ein schmerzlicher Wett-
bewerbsnachteil für die Unternehmen 
unserer Region. Die Verkehrssituation 
schreckt zudem potenzielle Arbeitneh-
mer ab – pures Gift im harten Wett-
bewerb der kleinen- und mittelstän-
dischen Unternehmen um dringend 
benötigte Fachkräfte.
Der grüne Verkehrsminister Hermann 
wendet die Verzögerungstaktik an und 
verweist auf die Vielzahl der Straßen-
baumaßnahmen, die geplant werden 
müssen. Im Koalitionsvertrag ist jedoch 
klar und unmissverständlich festgehal-
ten worden, dass alle Projekte in der 
Laufzeit des Bundesverkehrswegeplans 
– also bis 2030 – umgesetzt werden.

Es wird Zeit für ein leistungsfähiges 
Straßenverkehrsnetz
Die Mittel für die Planung und Umset-
zung sind vorhanden. Im Vergleich zum 
vergangenen Jahr haben meine Frak-

tionskollegen und ich für zusätzliche 
Mittel gesorgt. 60 Millionen Euro zu-
sätzlich für den Straßenbau und 30 Mil-
lionen für die Sanierung und Planung 
der Straßen. Insgesamt wurden damit 
465 Millionen Euro an Ausgaben für 
den Straßenverkehr vereinbart. Dazu 
kommen die Bundesmittel, die in den 
kommenden Jahren noch mal deutlich 
zunehmen werden. Wie bereits 2016 
haben wir auch 2017 insgesamt 50 neue 
Stellen in den Straßenbauverwaltungen 
der Regierungspräsidien geschaffen. 
Mit diesen neuen Stellen und den zu-
sätzlichen Mitteln im Haushalt erwarte 
ich vom Verkehrsministerium, alle Pro-
jekte des Bundesverkehrswegeplans 
umzusetzen. Darauf werde ich ein be-
sonderes Auge werfen, denn die Stra-
ßenplanung ist Aufgabe und Auftrag 
der Länder. Das gilt auch für Straßen-
bauprojekte, die nicht im vordringli-
chen Bedarf des Bundesverkehrswege-
plans stehen. Zu diesen gehören der 
achtspurige Ausbau der A 81 zwischen 
Stuttgart-Zuffenhausen und Pleidels-
heim und der Bau des Nordostrings. 
Um die Verkehrsproblematik in der Re-
gion und die Feinstaubproblematik in 
der Landeshauptstadt Stuttgart nach-
haltig zu lösen, braucht es nämlich bei-

de Infrastrukturprojekte. Eine Abkehr 
davon, wie es die SPD-Fraktion in der 
Regionalversammlung des Verbands 
Region Stuttgart vergangenen Dezem-
ber gefordert hatte, wäre völlig verant-
wortungslos.
In den Hauptverkehrszeiten stehen die 
Autofahrer auf den Straßen der Region 
Stuttgart permanent im Stau. Es wird 
Zeit, dass der Verkehr wieder fließt. 
Genau deshalb setze ich mich für die 
schnelle Realisierung aller wichtigen 
Straßenverkehrsinfrastrukturprojekte 
ein. Die Verantwortlichen müssen von 
ihrer Blockadehaltung abweichen und 
schnellstmöglich planen und umsetzen.

Fabian Gramling MdL, 

 fabian.gramling.ma1@cdu.landtag-bw.de,  

www.fabian-gramling.de  

Fabian Gramling MdL
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Weißbuch zur Zukunft Europas

Am 1. März 2017 hat die Europäische 
Kommission das Weißbuch zur Zukunft 
Europas vorgelegt. Dort präsentiert sie 
fünf alternative Szenarien für eine mög-
liche Entwicklung der EU bis zum Jahr 
2025. Das Weißbuch sollte ein Diskussi-
onsbeitrag zum 60. Jubiläum der Römi-
schen Verträge sein und als Grundlage 
für die Gipfelerklärung der Staats- und 
Regierungschefs dienen. Auch der Aus-
schuss für Europa und Internationales 
des Landtags von Baden-Württemberg 
hat im Mai bereits darüber eine erste Dis-
kussion geführt. Für den deutschen Mit-
telstand bieten die Szenarien ebenfalls 
einen interessanten Blick in eine mögli-
che Zukunft der EU.
„Das Weißbuch kommt zur rechten Zeit. 
Die darin beschriebenen fünf Szenarien 
bieten einen Ausblick, wo die Union im 
Jahr 2025 stehen könnte – je nachdem, 
welchen Kurs Europa einschlägt. Die 
Szenarien decken verschiedene Möglich-
keiten ab und dienen der Veranschauli-
chung. Sie schließen sich daher weder ge-
genseitig aus noch sind sie erschöpfend“, 
erklärt Joachim Kößler MdL, Europapo-
litischer Sprecher und Vorsitzender des 
Arbeitskreises Europa, Internationales 
und Tourismus der CDU-Landtagsfrakti-
on. „An der Diskussion um das Weißbuch 
wird sich auch der Landtag mit seinen 
Fachausschüssen intensiv beteiligen.“ 
So geht das Szenario 1 von einer weite-
ren Umsetzung und Aktualisierung der 
derzeitigen EU-Reformagenda unter dem 
Titel „Weiter so wie bisher“ aus. In Sze-
nario 2 konzentriert sich die EU dagegen 

nur noch auf den Binnenmarkt, da die 27 
Mitgliedstaaten in immer mehr Politik-
bereichen nicht in der Lage sind, eine ge-
meinsame Haltung zu finden. Unter dem 
Motto „Wer mehr will, tut mehr“ sieht 
das Szenario 3 „Koalitionen von Willigen“ 
vor, bei denen einzelne Mitgliedstaaten 
in bestimmten Politikbereichen verstärkt 
zusammenarbeiten. Beim vierten Szena-
rio „Weniger, aber effizienter“ konzent-
riert sich die EU darauf, in ausgewählten 
Bereichen rascher mehr Ergebnisse zu 
erzielen und überlässt andere Tätigkeits-
bereiche den Mitgliedstaaten. Das fünf-
te Szenario („Viel mehr gemeinsames 
Handeln“) sieht schließlich vor, dass die 
Mitgliedsstaaten in allen Bereichen mehr 
Machtbefugnisse und Ressourcen teilen 
sowie auf allen Gebieten enger zusam-
menarbeiten, beispielsweise in Form 
einer gemeinsamen Außen- und Vertei-
digungspolitik oder einer vollständigen 
Wirtschafts-, Finanz- und Fiskalunion.
Joachim Kößler MdL führt dazu aus: „Die 
EU-Kommission wählt mit diesem Szena-
rienmodell einen pragmatischen Ansatz 
und spricht im Weißbuch einige der Defi-
zite der heutigen EU konkret an. Die fünf 
Szenarien zeigen realistische Zukunfts-
bilder einer möglichen Entwicklung der 
EU.“ Die Herausforderungen für die EU 
würden in den kommenden Jahrzehnten 
enorm sein, so Joachim Kößler MdL wei-
ter. Ein einfaches „Weiter so“, wie es das 
Szenario 1 nahe legt, käme daher nicht in 
Frage.
Diskussionswürdig und realitätsnah er-
scheinen dagegen vor allem die Szena-

rien 3 und 4. Für den Mittelstand inter-
essant ist etwa das im dritten Szenario 
als Beispiel aufgeführte gemeinsame 
„Wirtschaftsgesetzbuch“ – es sieht eine 
Gruppe von Ländern vor, in dem gesell-
schaftsrechtliche, 
handelsrechtliche und vergleichbare Vor-
schriften vereinheitlicht werden, sodass 
Unternehmen jeder Größenordnung ein-
fach über Grenzen hinweg tätig werden 
könnten. Im Sinne des Subsidiaritätsprin-
zips, also einer nach oben hin schmaler 
werdenden Kompetenzpyramide, die 
ähnlich dem System des deutschen Fö-
deralismus funktionieren würde, bietet 
sich insbesondere das Szenario 4 an. An-
gesichts einer EU, die in vielen Bereichen 
sehr heterogen ist, erscheint es sinnvoll, 
sich auf einige Kernaufgaben zu verstän-
digen – vorausgesetzt, die EU wäre in 
diesen Bereichen vollumfänglich hand-
lungsfähig. Zu diesem Ergebnis kommt 
auch die Landesregierung in einer ersten 
Einschätzung des Weißbuchs.
„Welches der Szenarien letztendlich auch 
immer die Zukunft der EU bedeuten wird, 
es wird darauf hinauslaufen müssen, 
dass den Mitgliedstaaten und Regionen 
eigene Spielräume, aber auch klare Ver-
antwortlichkeiten eingeräumt und die 
EU und das Vertrauen in sie insgesamt 
gestärkt werden. Letzten Endes müssen 
sich die Bürgerinnen und Bürger wieder 
stärker mit der EU identifizieren können“, 
so Joachim Kößler MdL abschließend.

Joachim Kößler MdL, 

 joachim.koessler@cdu.landtag-bw.de,  

www.joachimkoessler.de  

Joachim Kößler MdL 

Landespolitik
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Eine starke Wirtschaft 

sorgt für gute Arbeit.

Für ein Deutschland, 
in dem wir gut 

und gerne leben.

V.i.S.d.P.: CDU-Bundesgeschäftsstelle
Klingelhöferstraße 8 | 10785 Berlin
www.cdu.de/kontakt | Stand: 3. Juli 2017

Deutschlands Wirtschaft wächst. Noch nie hatten so viele Menschen Arbeit – in 
diesem Sommer sind es erstmals über 44 Millionen. Die Arbeitslosenquote ist auf 
dem niedrigsten Stand seit der Deutschen Einheit. Zudem steigen die Löhne und 
mit ihnen die Renten, so dass sich die Menschen mehr leisten können. Diese Erfolge 
müssen täglich aufs Neue erarbeitet werden.  

  Gute Arbeit und faire Löhne: Unser Ziel ist: Vollbeschäftigung bis 2025 – sicher 
und fair bezahlt. Wir werden die duale Ausbildung stärken und eine „Nationale 
Weiterbildungsstrategie“ für lebenslanges Lernen entwickeln. So sorgen wir für gut 
qualifi zierte Arbeitskräfte. Wir geben niemanden auf und werden Langzeitarbeits-
lose gezielt für den ersten Arbeitsmarkt fi t machen.

  Beste Voraussetzungen für Mittelstand und junge Unternehmen: Für uns ist klar: 
Mit uns gibt es keine Verschärfung der Erbschaftsteuer und keine Wiederein-
führung der Vermögensteuer. Denn wir wollen, dass Betriebe weiterhin hier inves-
tieren und gute Arbeitsplätze schaffen. Durch faire Steuern und weniger Bürokratie 
werden wir Betriebe entlasten. Die Bedingungen für Wagniskapital verbessern wir 
weiter. 

  Investitionen in Deutschlands Zukunft: Wir werden weiter Rekordsummen in 
moderne Verkehrswege investieren. Damit schneller gebaut werden kann, werden 
wir Planungsverfahren verkürzen. Deutschland soll das Land sein, in dem Daten in 
Echtzeit überall und für alle verfügbar sind. Dazu werden wir bis 2025 Glasfaser-
netze fl ächendeckend ausbauen. Innovationen sichern den Wohlstand von morgen. 
Deshalb werden wir die Investitionen in Forschung und Entwicklung auf 3,5 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts anheben und eine steuerliche Forschungsförderung in 
Höhe von 2 Milliarden Euro einführen. 

  Freier Handel weltweit: Deutschlands Wirtschaft lebt vom freien Warenhandel und 
von offenen Grenzen. Wir bekämpfen Abschottung und treten für internationale 
Handelsabkommen und Zusammenarbeit ein.
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CDU-/CSU-Regierungsprogramm 2017-2021

Die Gremien der CDU Deutschlands 
haben ausführlich und tiefgehend über 
das Regierungsprogramm von CDU und 
CSU diskutiert. Das Wahlprogramm 
wurde am 3. Juli 2017 in einer gemein-
samen Sitzung der Vorstände von CDU 
und CSU in Berlin beschlossen. Damit 
es unseren Kindern, Enkeln und uns 
selbst auch in Zukunft gut geht, wollen 
CDU und CSU weiter dafür arbeiten, 
dass Deutschland ein erfolgreiches 
und sicheres Land bleibt. Dafür stellen 
wir die Weichen mit unserem Regie-
rungsprogramm: „Für ein Deutschland, 
in dem wir gut und gerne leben.“

Viele Vorschläge im Programm be-
rücksichtigt
„Sehr viele haben an diesem Programm 
mitgearbeitet“, zählt Generalsekretär 
Peter Tauber auf: die Fachgremien der 
CDU, also die Bundesfachausschüsse 
und Netzwerke, Bürgerinnen und Bür-

ger während der öffentlichen Beteili-
gungsphase zum Wahlprogramm und 
die CDU-Mitglieder, die in unserem 
Mitgliedernetzwerk die eingegange-
nen Vorschläge bewertet haben. Ge-
meinsam mit der CSU wurden viele 
Gespräche mit Verbänden und Fach-
politikern geführt, erläuterte der Ge-
neralsekretär: „All das ist nun in die 
Arbeit am Text eingeflossen.“

Angebot für unser Land
Das Regierungsprogramm ist ein „star-
kes und überzeugendes Angebot, für 

ein Land, in dem wir gut und gerne le-
ben“. Der Anspruch der CDU als Volks-
partei der Mitte ist, dass sich hinter 
dem Programm viele Bürgerinnen und 
Bürger versammeln können. 

Wohlstand sichern und ausbauen 
Wir setzen auf eine starke Wirtschaft, 
die für Wachstum, Wohlstand und si-
chere Jobs sorgt. Wir werden die Steu-
ern für alle Arbeitnehmer senken. Denn 
sie arbeiten hart für den Erfolg unseres 
Landes. Und wir werden Unternehmen 
entlasten, damit sie mehr investieren 
können: in neue zukunftssichere Jobs 
und weltweit gefragte Produkte.

Familien entlasten und Kinder för-
dern 
Mit unserer Politik für mehr Zeit, mehr 
Geld und bessere Betreuung ermögli-
chen wir Familien, ihr Leben nach ih-
ren Wünschen zu führen. Wir werden 
das Kindergeld deutlich erhöhen und 
die Steuern für Familien mit Kindern 
senken. Wir kümmern uns darum, dass 
Mieten bezahlbar bleiben und sich im-
mer mehr Familien den Traum von den 
eigenen vier Wänden erfüllen können.

Familien entlasten und Kinder för-
dern
Wir setzen auf einen starken Staat, der 
seine Bürger schützt. Die Zahl der Poli-
zisten in Bund und Ländern werden wir 
noch einmal um 15 000 erhöhen. An öf-
fentlichen Gefahrenorten werden wir 
den Einsatz intelligenter Videotechnik 
auch zu Fahndungszwecken verstär-
ken. Wir werden dafür sorgen, dass es 
einheitlich hohe Sicherheitsstandards 
in ganz Deutschland gibt.

Weitere Informationen und das aus-
führliche Wahlprogramm finden Sie 
auch unter: www.cdu.de/regierungs-
programm

Pressestelle CDU-Bundesgeschäftsstelle, 

 pressestelle@cdu.de, www.cdu.de  

Bundespolitik

REGIERUNGS- 
PROGRAMM 

2017-2021
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Grenzenlose  Freiheit aus einem Guss.
Wer sich für diese Maschine entscheidet, 
erwirbt ein Lebensgefühl. Sie macht aus 
jedem, der auf ihr sitzt, einen anderen 
Menschen – auch dank unserer Druck-
gussteile.

Auf Anlagen der FRECH Gruppe sind sie 
nicht nur kostengünstig und ressourcen-
schonend, sondern auch von atemberau-
bender Schönheit.

Ein Versprechen, an dem wir uns täglich 
messen lassen. 

Sehen Sie selbst.

www.frech.com
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ASBEST  
Sanierung vom Experten 

mit 45Jahren 
Erfahrung 

DACH 

Flachdach Neubau / Sanierung 
Trapezblech Dach / Fassade 

In jeder Größenordnung 

Telefon 
07144 / 8349-0 

Grün muss RAL 6018 / HKS 65 N entsprechen 
Rot = Leuchtendes / Kräftiges Rot 

KHS Bedachungen GmbH
71563 Affalterbach  

www.khs-affalterbach.de 

Technischer Service für Handwerk und Maschinenbau
Maschinenbauteile · Fertigung von kompletten  
Teilen und Vorrichtungen in Stahl und Edelstahl
Im Brühl 8 · 73113 Ottenbach  
Telefon (7165) 91009-0 · Fax (7165) 91009-8
info@bulling-gmbh.de

www.bulling-gmbh.de

GMBH

Mit                   - Druckern 
von                           sehen
Ihre Umsatzkurven noch
                        viel besser aus!

DATALINK EDV SERVICE GmbH
71229 Leonberg • Hertichstraße 34
Tel. 07152/97916-0 • Fax 07152/97916-7
www.datalink.de • info@datalink.de

• Herstellerunab-
hängiges Systemhaus 

• Auf Ihre Erfordernisse 
abgestimmte Lösungen 
• Drucker, Multifunktions-

geräte, Security Print, 
MPS, MDS, Dokumenten-
Management und -

Archivierung.

Infohotline: 0 70 52 / 97 91 6-0

HSM GmbH + Co. KG, www.hsm.eu

Kero GmbH & Co. KG, www.kero-bau.de

Messebau Keck GmbH, www.messebau-keck.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG,  

www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Leuze & Co. Kunststoffbeschichtungen GmbH & Co. 

KG, www.leuze-co.de

Grünemay & Abt KG, www.gruenemay-abt.de

Uhl Kies- und Baustoffgesellschaft mbH, 

 www.uhl-beton.de 

Sixt GmbH, www.sixt-gmbh.de

Lothar Bix GmbH, www.bix-lackierungen.de

Kammerer Gewindetechnik GmbH, www.kamme-

rer-gewinde.com

Antalis Verpackungen GmbH,  

www.antalis-verpackungen.de

GMT Gummi-Metall-Technik gmbH,  

www.gmt-gmbh.de

Holz-Brüner GmbH, www.holz-bruener.de

Kunststoff Christel GmbH Co. KG, www.kunst-

stoff-christel.de

Bulling GmbH, www.bulling-gmbh.de

Eugen Wied Industriebedarf, 

system elektrotechnik Gotthold Keller GmbH,  

www.system-elektrotechnik.de

Robert Kreidenweiß Mech. Bearbeitung,  

www.kreidenweiss.de

Egel Baugruppen und Kunstofftechnik, www.

egel-kunststofftechnik.de

Artur Uhl Kies- und Schotterwerk GmbH & Co. KG, 

Datalink EDV Service GmbH, www.datalink.de

Gebr. Zimmermann GmbH, www.felswerk.de

KHS-Bedachungen GmbH, www.khs-affalterbach.de

Franz X. Ritter - Rechtsanwalt & Mediator,  

www.franz-ritter.de

PIT Production in Time Zerspantechnik u. Handels 

GmbH, www.productionsintime.com

Kunststoffe Eberwein GmbH,  

www.kunststoffe-eberwein.de

Bareis Managementsysteme, www.bareis-ms.de

Hermann Bantleon GmbH, www.bantleon.de

Reissner Supply Logistic, www.reissner-adds.de

Gehr GmbH, www.gehr.de

MEVA Schalungs-Systeme GmbH,  

www.meva-international.com

Staatsbad Wildbad Bäder- und Kurbetriebs GmbH, 

www.staatsbad-wildbad.de

MWN Niefern Maschinenfabrik GmbH, www.

mwn-niefern.de

Ätztechnik Herz GmbH & Co. KG,  

www.aetztechnik-herz.de

Hommel & Keller Präzionswerkzeuge,  

www.hommel-keller.de

Glass AG, www.glass.ag

euroLighting GmbH, www.eurolighting-gmbh.eu

Gottlieb Nestle GmbH, www.g-nestle.de

AUDAX-Keck GmbH, www.audax.de

Containerland GmbH, www.containerland.de

Oskar Frech GmbH & Co. KG, www.frech.com

GUK-Falzmaschinen, Griesser & Kunzmann GmbH & 

Co. KG, www.guk-falzmaschinen.com

HECO-Schrauben GmbH & Co. KG,  

www.heco-schrauben.de

AMKAEloxal GmbH, www.amka-eloxal.de/

Kero GmbH & Co. KG, www.kero.de

Südpack Verpackungen GmbH & Co. KG,  

www.suedpack.com

AMMA Alfred Müller GmbH & Co. KG,  

www.amma-online.de

RECK+GASS Ingenieurgesellschaft für Bauwesen mbH 

+ Co. KG, www.reck-gass.de

Messebau Süd GmbH, www.messebau-sued.de

Fichtner GmbH & Co. KG, www.fichtner.de

Arthur Maurer GmbH & Co. KG, www.siebfabrik.de

Völkle Bürostühl GmbH, www.rovo.de

U.I. Lapp GmbH, www.lappkabel.de

Otto Küstermann GmbH, www.otto-kuestermann.de

UC Tools GmbH, www.uc-tools.de

Thomas Waidner GmbH,  

www.waidner-stanztechnik.de

EZU-Metallwaren GmbH & Co. KG, www.ezu.de
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Titel RubrikAus den Kreisen & Bezirken

MIT Esslingen

Marcus Müller neuer 
Kreisvorsitzender

Der neue Kreisvorstand der MIT Esslingen

P.I.T. PRÄZISION IM TAUSENDSTEL.

P.I.T. Drei Buchstaben, denen sich Jürgen Himmelsbach und 

Oswald Flaig seit 1990 verpflichtet fühlen. In voller Länge heißt 

das: Production In Time, Zerspantechnik und Handels GmbH. 

Aber wer sagt das schon, seit die drei Buchstaben P.I.T. zum 

Synonym für leidenschaftliche Präzision, Kreativität und 

unbedingten Expansionswillen geworden sind.

Production in Time . Zerspantechnik und Handels GmbH . Dr.Konstantin-Hank-Str. 16 

78713 Schramberg-Sulgen . Telefon 07422 23614 . info@productionintime.com

Marcus Müller aus Esslingen wurde mit überwältigender Mehr-
heit zum neuen Kreisvorsitzenden der MIT Esslingen gewählt 
und als seine Stellvertreter Franz Pfeffer, Erika Schlauch und 
Frank Schreiter. Müller tritt die Nachfolge von Ulrich Bauer an, 
der 15 Jahre lang die Geschicke der MIT erfolgreich geführt hat-
te. Einer der großen Verdienste von Bauer ist, dass er die Mit-
gliederzahl trotz widriger Umstände immer weiter ausbauen 
konnte und die MIT Esslingen als die Stimme des Mittelstands 
im Kreis Esslingen immer laut ist. Für diese erfolgreiche Arbeit 
wurde Ulrich Bauer zum Ehrenkreisvorsitzenden ernannt. 

Den Vorstand komplettieren Walter Wittmann als Schatz-
meister, Holger Kappel als Pressesprecher, Ursula Scherer als 
Schriftführerin. Rosemarie Allgaier, Anette Beck, Dr. Hartmut 
Benckert, Manfred Nagel, Adelheid Reichart, Renate Schindler, 
Prof. Erich Sigel, Joachim Thomas sind die gewählten Beisitzer.

Verlässliche Vertretung für den Mittelstand
„Gerade in Zeiten, in denen es chic ist, den Porsche in der Gara-
ge zu haben und Grün zu wählen, ist es umso wichtiger, dass der 
Mittelstand eine verlässliche Vertretung hat und schon heute die 
Weichen stellt für Zeiten, in denen sich die Mitmenschen den Lu-
xus nicht mehr leisten zu können, Grün zu wählen“ so der neue 
Kreisvorsitzende Marcus Müller. Die MIT wird auch weiterhin eine 
streitbare politische Größe bleiben und da, wo es notwendig ist, 
den Finger in die Wunde legen“ kündigt Müller kämpferisch an.

Im Rahmen des Kreismittelstandtags erhielten die Ehrenna-
del in Bronze für 10 Jahre Mitgliedschaft Susanne Nonnenma-
cher, Christoph Traub, Siegried Russ, Wolfgang Fink, Klaus Kas-

ler, Klaus Tucher, Andreas Weber und Prof. Hartmut Benckert. 
Für 20 Jahre Mitgliedschaft wurde die Ehrennadel in Silber an 
Ursula Scherer, Ulrich Bauer und Walter Wittmann überreicht.

Am Abend gab es nicht nur Neuwahlen, sondern auch die po-
litische Aussprache, der sich Michael Hennrich MdB aus dem 
Wahlkreis Nürtingen stellte. Es wurden in einer harten, aber fai-
ren Diskussion die aktuellen Themen und der Zustand unserer 
Mutterpartei sehr kontrovers diskutiert.

Holger Kappel, holger.kappel@mit-esslingen.de, www.mit-esslingen.de ■

Zertifizierter Betrieb für ökologisch erzeugte Lebensmittel
in Ludwigsburg, Leonberg, Sindelfingen und Umgebung

www.troelsch.de

in großer Auswahl
         aus frisch geschrotetem Korn

Bio-Leinbrot, Frischkorn, Hausvollkorn,  
Sonnenblumen, Kornduft, Emmer, Friesen, Dinkelfladen

MIT Konstanz 

Tischmesse in Stockach 
zur Mitgliederwerbung
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Termine/Impressum

MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach www.mit-bc.de

MIT Böblingen www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen 

 www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen www.mit-gp.de

MIT Heidelberg www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim  

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis  

www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald  

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau

MIT Ostalb www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

MIT Rhein-Neckar www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Bund www.mit-bund.de

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de

SOS Mittelständler in Not e. V.  

www.mittelstaendler-in-not.de

MIT vor Ort

Termine der MIT

MIT Nordwürttemberg & MIT Stuttgart  
Donnerstag, 05.10.2017, Beginn:18 Uhr
Besuch des 172. Cannstatter Volksfes-
tes, Fürstenberg-Zelt Empore, 
Anmeldungen an: presse@mit-nordwu-
erttemberg.de

MIT Alb-Donau/Ulm  
Montag,09.10.2017,17 Uhr	
Kreisvorstandssitzung
Treffpunkt: Café Einstein, Wiechernstr. 
10, 89073 Ulm

MIT Baden-Baden/Rastatt  
Donnerstag, 05.10.2017, Uhrzeit wird 
noch bekannt gegeben, 
SEO-Workshop „Wie werde ich im Inter-
net gefunden?“ 
in der Geroldsauer Mühle in Baden-Baden.
Ort: Schloss Neuweier, Mauerberg
straße 21, 76534 Baden-Baden

MIT Hohenlohe-Kreis  
Jeden 3. Donnerstag im Monat, ab 19 Uhr
MIT Unternehmer-Stammtisch, Restau-
rant „Goldene Sonne“, Neuenstein

Donnerstag, 25. Januar 2018, 18 Uhr
MIT-Veranstaltung mit Nicola Leibin-
ger-Kammüller (Trumpf GmbH & Co. 
KG) (Die Lokalität wird noch bekannt 
gegeben)

MIT Ludwigsburg  
Dienstag, 21.11.2017, 18:30 Uhr 
Startups in Baden-Württemberg – Ge-
spräch mit Katrin Schütz (Staatssekre-
tärin im Wirtschaftsministerium) und 
Adrian Thoma (Bundesverband Deut-
sche Startups e.V.), Ort: Pleidelsheim

MIT Ostalb  
Freitag, 27.10.2017, 12-18 Uhr, 
Betriebsbesichtigung der Firma Lieb-
herr, Liebherrstraße 12, 
88457 Kirchdorf an der Iller

MIT Stuttgart  
Donnerstag, 28.09.2017, 19 Uhr
82. After Business Talk, zu Gast: Wolf-
gang Molitor zur „Bundestagswahl 
2017“, Restaurant „Tauberquelle“, Tor-
strasse 19, 70173 Stuttgart-Mitte



Zeigen Sie, wer Sie sind!
Außergewöhnliche Messeinszenierungen – schlüsselfertig realisiert.

Messebau Süd GmbH
Sohlengrund 4
75395 Ostelsheim

Tel.: 0 70 33 / 40 08-6
Fax: 0 70 33 / 40 08-80
E-Mail: info@messebau-sued.de
www.messebau-sued.de

Einen Messestand zu konzipieren, heißt: unterschiedlichste 
Ansprüche unter einen Hut zu bekommen. Heben Sie sich 
ab durch individuelle, phantasievolle Konzeption! Gewinnen 
Sie Kunden durch überzeugende Präsentation in außerge-
wöhnlicher Architektur und Kundenansprache. Dabei über-
nehmen wir für Sie gerne alle organisatorischen Arbeiten 
im Vor- und Umfeld Ihres Messeauftritt - damit Sie sich 
ganz auf das Wesentliche Ihrer Arbeit konzentrieren kön-
nen - nämlich Kunden gewinnen!

» Beratung/Service

» Projektmanagement

» Produktion

» Montage/Demontage + Logistik
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Berufliche Tätigkeit

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Die Aufnahmespende für meinen
 Kreisverband Landesverband Bundesverband
beträgt einmalig   €

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Wird als Jahresbeitrag eingezogen bzw.  

in Rechnung gestellt.)

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige hiermit, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Nach Zustimmung des zuständigen Kreisverbandes wird die Mitgliedschaft wirksam. Ich bin mit der Erhebung, Speicherung 
und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der besonderen Arten personenbezogener Daten (§3 Abs. 9 
BDSG, z. B. politische Meinungen) einverstanden, um mich über Veranstaltungen und die politische Arbeit der Partei – auch per 
E-Mail – zu informieren. Die Daten werden ausschließlich von der CDU Deutschlands, ihren Gliederungen, Vereinigungen und 
Sonderorganisationen genutzt und nicht an Dritte übermittelt. Der Nutzung meiner Daten kann ich jederzeit widersprechen.

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

BADEN-WÜRTTEMBERG

Aufnahmeantrag

Zeigen Sie, wer Sie sind!
Außergewöhnliche Messeinszenierungen – schlüsselfertig realisiert.

Messebau Süd GmbH
Sohlengrund 4
75395 Ostelsheim

Tel.: 0 70 33 / 40 08-6
Fax: 0 70 33 / 40 08-80
E-Mail: info@messebau-sued.de
www.messebau-sued.de

Einen Messestand zu konzipieren, heißt: unterschiedlichste 
Ansprüche unter einen Hut zu bekommen. Heben Sie sich 
ab durch individuelle, phantasievolle Konzeption! Gewinnen 
Sie Kunden durch überzeugende Präsentation in außerge-
wöhnlicher Architektur und Kundenansprache. Dabei über-
nehmen wir für Sie gerne alle organisatorischen Arbeiten 
im Vor- und Umfeld Ihres Messeauftritt - damit Sie sich 
ganz auf das Wesentliche Ihrer Arbeit konzentrieren kön-
nen - nämlich Kunden gewinnen!

» Beratung/Service

» Projektmanagement

» Produktion

» Montage/Demontage + Logistik



BADEN-WÜRTTEMBERG

MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die neue
Bundesregierung, zu uns belastender
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-bw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de


